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Der Kommentar

Zur Regulierung der 
Mobilterminierungsentgelte 

Lange Zeit war es in Deutschland 
umstritten, ob die Mobilfunkbetreiber 
hinsichtlich der Terminierung von Ge-
sprächen in ihrem Netz als marktbe-
herrschend einzuschätzen seien. Bis 
vor einiger Zeit hatte die Bundesnetz-
agentur diese Frage verneint und war 
zu der Einschätzung gelangt, dass 
die Wettbewerbsverhältnisse auf den 
Endkundenmärkten so wettbewerbs-
intensiv seien, dass dies auch auf die 
Terminierungsmärkte ausstrahle und 
damit auch keine missbräuchliche 
Ausnutzung einer Machtposition auf 
den Terminierungsmärkten möglich 
sei, die regulatorische Konsequenzen 
hinsichtlich der Kontrolle der Termi-
nierungsentgelte erforderlich machen 
würde. Auf Basis dieser Betrach-
tungsplattform waren und blieben die 
Terminierungsentgelte lange Zeit das 
Ergebnis (kartellähnlicher) Verhand-
lungen der Mobilfunkbetreiber. Zwar 
waren auch unter diesen Rahmenbe-
dingungen die Terminierungsentgelte 
in Deutschland stetig gesunken; 
gleichwohl lagen sie mit zuletzt 12,4 
bzw. 11,0 Eurocent pro Minute (cpm) 
deutlich über den relevanten Kosten. 

Implikationen überhöhter 
Terminierungsentgelte 
Es ist nicht unwichtig sich der ge-
samtwirtschaftlichen und sektorellen 
Konsequenzen dieser bislang asym-
metrischen Behandlung von Termi-
nierung in den Festnetzen (die immer 
reguliert war) und den Mobilfunknet-
zen (die bis dato unreguliert war) be-

wusst zu sein, um abzuschätzen und 
zu registrieren, welche Änderungen 
sich im Marktverhalten und auf die 
Gesamtwirtschaft durch die geänder-
te Regulierungspolitik einstellen wer-
den bzw. in Antizipation bereits ein-
gestellt haben. Die wesentlichsten 
Implikationen überhöhter Terminie-
rungsentgelte im Mobilfunk sind fol-
gende: 

(1) Die Gespräche aus den Festnet-
zen in die Mobilfunknetze (FTM) 
sind überteuert. Es werden zu 
wenig FTM-Gespräche geführt. 
Daraus entstehen gesamtwirt-
schaftliche Wohlfahrtsverluste. 

(2) Die Festnetznutzer subventionie-
ren völlig ungerechtfertigt den 
Mobilfunk. Wir haben diese Sub-
ventionen allein für den Zeitraum 
1998 – 2005 auf ca. 10 Mrd. € ge-
schätzt. 1 

(3) Die in (2) genannten Subventio-
nen wurden in Deutschland (ne-
ben einer Verwendung in Form 
überhöhter Gewinne der Mobil-
funkbetreiber) gesamtwirtschaft-
lich besonders ineffizient zur Sub-
ventionierung von Endgeräten 
und zur Finanzierung von Churn 
zwischen den Betreibern verwen-
det, anstatt sie in die Verbesse-
rung des Preis-Leistungs-Verhält-
nisses zu investieren. 
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(4) Das "Kosten"niveau" der Mobil-
funkgespräche wird künstlich 
hoch gehalten. Die Terminie-
rungsentgelte erleichtern es den 
Mobilfunkbetreibern überhöhte 
Endkundentarife durchzusetzen. 

(5) Der Wettbewerb zwischen Mobil-
funk und Festnetz wird verzerrt. 

(6) Der Wettbewerb zwischen Mobil-
funkbetreibern wird verzerrt, wenn 
die Unterschiede in den Entgelten 
nicht die Kostenunterschiede wi-
derspiegeln. 

Ursachen für den Politik-
wandel 
Zwei Entwicklungen haben den Poli-
tikwandel bei den Terminierungsent-
gelten bewirkt. Einige Festnetzbetrei-
ber haben seit 2004 die Höhe der 
Mobilterminierungsentgelte nicht län-
ger akzeptiert und entsprechende 
Regulierungsverfahren angestrebt, 
die von der Bundesnetzagentur Ent-
scheidungen erzwangen. Zu der Zeit 
bestanden die Benchmark-basierten 
Entscheidungen jedoch in einer regu-
latorischen Bestätigung der von den 
Mobilfunkbetreibern im Verhand-
lungswege ermittelten Terminie-
rungsentgelte. 

Die entscheidende Entwicklung ist je-
doch von der EU ausgegangen. In die 
Empfehlung der EU Kommission über 
die für eine ex ante-Regulierung in 
Frage kommenden Märkte war der 
Markt für Terminierungsleistungen in 
jedem einzelnen Mobilfunknetz ent-
halten. Nur unter besonderen natio-
nalen Marktbedingungen, die im All-
gemeinen nicht vorliegen, hätten die 
nationalen Regulierungsbehörden in 
ihrer Marktanalyse zu einem anderen 
Ergebnis kommen können, ohne eine 
Veto-Entscheidung der EU Kommis-
sion erwarten zu müssen. Ebenso wie 
alle anderen Regulierungsbehörden 
kam denn auch die BNetzA in ihrer 
Marktanalyse zu dem Ergebnis, dass 
alle vier Mobilfunkbetreiber marktbe-
herrschend bei der Terminierung in 
ihrem jeweiligen Netz seien. 

Die neuen Entgelte 
Damit war nach deutschem Recht 
noch nicht zwingend die ex ante-

Regulierung der Terminierungsentgel-
te vorgegeben. Nach dem TKG 2004 
besitzt die BNetzA ein Abwägungs-
ermessen, dessen Ergebnis auch ei-
ne reine ex post-Missbrauchskontrolle 
hätte sein können. Insofern setzte die 
BNetzA denn zunächst auch auf eine 
erneute Verhandlungslösung der 
Betreiber. Diese kam aber angesichts 
zwischenzeitlich deutlicher geworde-
ner Interessenunterschiede zwischen 
den Betreibern nicht mehr zustande. 
Insofern entschied sich die BNetzA 
wie alle anderen europäischen Regu-
lierungsbehörden vor ihr (und wohl 
auch nach ihr) zu einer kostenbasier-
ten ex ante-Regulierung der Entgelte 
und legte diese im November dann 
auch fest. Sie verwarf dabei die von 
den Betreibern vorgelegten Kosten-
unterlagen und basierte ihre Ent-
scheidung auf einen internationalen 
Benchmark. Im Ergebnis senkte sie 
die Entgelte der großen Betreiber von 
11,0 auf 8,78 Cent pro Minute ab und 
die der kleineren von 12,4 auf 9,94 
Cent, mithin um 20 %. Damit erkann-
te die BNetzA zwar weiterhin beste-
hende frequenzausstattungsbedingte 
Kostenunterschiede zwischen den D- 
und E-Netzbetreibern an, bewertete 
aber ihren Einfluss auf die Kosten ge-
ringer als die bisherigen Entgelte dies 
reflektierten. 

Bewertung der Ergebnisse 
Wir sind die Ergebnisse vor dem Hin-
dergrund der o. g. Implikationen ü-
berhöhter Terminierungsentgelte zu 
bewerten? 

(1) Der Wettbewerb im Festnetz soll-
te dazu führen, dass die durch die 
niedrigeren Terminierungsentgelte 
niedrigeren Kosten für FTM-Ge-
spräche an die Kunden weiterge-
geben werden. Dann sinken die 
genannten Wohlfahrtsverluste. 
Garantiert ist diese Weitergabe al-
lerdings nicht. 

(2) Die Subventionierung der Mobil-
netze durch die Festnetznutzer 
vermindert sich. Sie verschwindet 
allerdings nicht, da die Höhe der 
Terminierungsentgelte insbeson-
dere bei den großen Betreibern 
immer noch nicht den relevanten 
Kosten entspricht, die niedriger 
liegen. Ein europäischer Bench-

mark leistet derzeit als Proxy für 
die relevanten Kosten wenig, da 
sich in nahezu allen Ländern die 
Entgelte derzeit noch auf einem 
Anpassungspfad auf die relevan-
ten Kosten befinden, diese aber 
aktuell i. d. R. noch nicht erreicht 
haben. Ein Kostenmodell würde 
hier verlässlichere Ergebnisse lie-
fern. 

(3) Die bereits seit gut einem Jahr zu 
beobachtende Tendenz eines 
stärkeren Preis-Leistungswettbe-
werbs im Mobilfunk wird sich 
durch die niedrigeren Terminie-
rungsentgelte weiter zu Gunsten 
der Kunden intensivieren. 

(4) Niedrigere Terminierungsentgelte 
werden auch den Preiswettbe-
werb auf den Endkundenmärkten 
des Mobilfunks intensivieren. 

(5) Die heute bestehenden Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen Mo-
bilfunk und Festnetz werden ver-
mindert, verschwinden aber we-
gen des immer noch überhöhten 
Entgeltniveaus nicht. 

(6) Das neue Entgeltniveau vermin-
dert die Entgeltdifferenzierung 
zwischen den D- und den E-
Netzbetreibern. Diese entsprach 
nach unseren Kostenschätzungen 
schon vorher nicht den vorhande-
nen Kostenunterschieden. Sie wa-
ren merklich größer. Damit wer-
den die D-Netzbetreiber trotz der 
Entgeltabsenkung immer noch er-
hebliche Deckungsbeiträge aus 
der Terminierung erzielen, wäh-
rend die E-Netzbetreiber (E-Plus, 
O2) ihre bisherigen Deckungsbei-
träge weitgehend verlieren. Dies 
wird Einfluss auf den Wettbewerb 
haben. Es besteht die Gefahr, 
dass die bestehenden Asymmet-
rien im deutschen Mobilfunkmarkt 
dadurch nicht kleiner, sondern 
eher größer werden. 

Karl-Heinz Neumann 

                                                           
1 Vgl. hierzu "Wettbewerbswirkungen asym-

metrischer Regulierung zwischen Festnetz 
und Mobilfunk", Studie im Auftrag des 
VATM, WIK-Consult, Bad Honnef, Novem-
ber 2005. 
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Hemmnisse für Kabelinternet in Deutschland – 
Studie für den Deutschen Kabelverband 

Der Breitbandzugang zum Internet 
über Kabelfernsehnetze ist in 
Deutschland stark unterrepräsentiert. 
Deutschland, als ein technologisch 
führendes Land mit hoher Kaufkraft, 
verfügt zwar über eine weit verzweig-
te Kabelinfrastruktur, über die mehr 
als 55% der Haushalte ihre Fernseh-
programme empfangen. Nichtsdesto-
trotz beträgt der Anteil der Kabelin-
ternetnutzer bezogen auf die Ein-
wohner nur 0,3% - verglichen mit 
12,6% bei den DSL-Nutzern.1 

WIK-Consult GmbH hat im Auftrag 
des Deutschen Kabelverbandes ein 
Policy Paper erarbeitet, das zum ei-
nen die Gründe für diese niedrige 
Kabelinternetpenetration analysiert 
und zum anderen Wege aufzeigt, wie 
der Ausbau und die Nutzung von Ka-
belinternet vorangebracht werden 
können. Im Rahmen dieser Studie 
werden (1) die Verfügbarkeit und A-
doption von Breitbandinternet im Aus-
land analysiert und ein internationaler 
Erwartungswert für die deutsche Ka-
belpenetration errechnet, (2) die Aus-
wirkungen auf die deutsche Volkswirt-
schaft skizziert, (3) die strukturelle 
Trennung der Netzebenen drei und 
vier als Haupthemmnis identifiziert 
und (4) Ansatzpunkte zur Lösung die-
ses Problems entwickelt. Im Folgen-
den sollen die zentralen Erkenntnisse 
dieser vier Studienabschnitte knapp 
dargestellt werden. 

(1) Kabelinternet in Deutsch-
land im Vergleich zu anderen 
führenden Volkswirtschaften 
Vergleicht man die Entwicklung von 
Breitbanddiensten in Deutschland mit 
jenen in anderen Ländern, so wird 
das Defizit hierzulande offensichtlich. 
In unserem Bericht untersuchen wir 
die Kabelmärkte der Niederlande, der 
Schweiz, der USA und Kanada - alle-
samt Länder mit erfolgreicherer und 
ausgeglichenerer Kabelinternetent-
wicklung - näher. Zudem werden die 
Penetrationsraten von Kabelinternet 
in insgesamt 20 Ländern herangezo-
gen und mit Deutschland verglichen. 
Mit Hilfe der quantitativen (Regressi-
ons-) Analyse kann auf der Grundla-
ge des Prozentsatzes der Haushalte 
mit Kabelfernsehen gezeigt werden, 
dass der internationale Erwartungs-
wert der Kabelinternetpenetration in 
Deutschland (für das Jahr 2004) etwa 

25-mal höher liegt, als er es tatsäch-
lich im Bezugsjahr war. In absoluten 
Zahlen könnten auf Basis internatio-
naler Maßstäbe drei Millionen Kabel-
internetnutzer anstatt lediglich 120 
Tausend erwartet werden. 

Es ist davon auszugehen, dass mit 
einer höheren Kabelinternetpenetrati-
on in Deutschland nicht einfach eine 
Breitbandzugangstechnik durch die 
andere substituiert würde. Alle Anzei-
chen und die Erfahrungen im Ausland 
sprechen vielmehr dafür, dass ein er-
folgreicherer Ausbau von Kabelinter-
net zu höherem Wettbewerb, geringe-
ren Preisen und einer größeren Aus-
wahl für die Konsumenten führt, was 
wiederum auch die Adoption von DSL 
befördert. Dieser Zusammenhang 
wird auch von weiteren Studien bes-
tätigt.2 Wettbewerb belebt wie in an-
deren Wirtschaftsbereichen so auch 
hier tatsächlich das Geschäft. 

(2) Die Auswirkungen geringer 
Kabelinternetpenetration auf 
die deutsche Volkswirtschaft 
Der im internationalen Vergleich un-
terdurchschnittliche Breitbandausbau 
und die geringe Adoption von Breit-
bandinternet zieht merkliche Wohl-
fahrtsverluste nach sich. Dadurch, 
dass die Penetration von Kabelinter-
net langsamer verlaufen ist als es zu 
erwarten gewesen wäre, fehlt ein 
wettbewerbliches Element, das eine 
höhere DSL Adoption gefördert hätte. 
Das Ergebnis ist ein langsamerer 
Ausbau und eine langsamere Verbrei-
tung der gesamten Breitbanddienste, 
nicht nur der Kabelinternetdienste. 
Damit verbunden ist ein merklicher 
Verlust an Konsumentennutzen – im 
Vergleich dazu, was potenziell mög-
lich wäre – auf vielen verschiedenen 
Ebenen: 

• Verringerter Breitbandwettbewerb 
geht einher mit gebremster Inno-
vation, geringeren Auswahlmög-
lichkeiten der Konsumenten und 
einem schlechterem Preis-Leis-
tungsverhältnis der Breitbandin-
ternetangebote.  

• Eine geringere Breitbandpenetra-
tion bedeutet, dass es weniger 
Anreize für Unternehmer und An-
wendungsentwickler gibt, neue 
und innovative bandbreiteninten-

sive Dienste für Konsumenten zu 
entwickeln.  

• Diese Auswirkungen greifen auch 
auf benachbarte Märkte über, ein-
schließlich der Märkte für her-
kömmliche Sprachtelefonie. Voice 
over IP (VoIP) über Breitbandnet-
ze sollte für nützlichen Wettbe-
werb bei den Telefondienstean-
bietern sorgen. VoIP über Kabel-
netze sollte Infrastrukturkonkur-
renz – die nachhaltigste Art von 
Wettbewerb – zur traditionellen 
Telefonie erzeugen. Diese wohl-
fahrtsfördernden Formen des 
Wettbewerbs bildeten sich in 
Deutschland deutlich langsamer 
aus. 

• Insgesamt haben diese Effekte 
einen negativen Einfluss sowohl 
auf die deutsche Wettbewerbsfä-
higkeit im globalen Wettbewerb 
als auch auf die deutsche Ar-
beitsmarktentwicklung.  

Quantitative Schätzungen zu den 
spezifischen volkswirtschaftlichen Ef-
fekten von Breitbandinternetzugän-
gen weisen wegen der vorhandenen 
Erfassungsschwierigkeiten erfah-
rungsgemäß große Variationen auf. 
Eine jüngst veröffentlichte umfangrei-
che Studie im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Techno-
logie zu den gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen der Breitbandnutzung 
kommt zu dem Schluss, dass bei ei-
ner optimalen Breitbandentwicklung 
bis zum Jahr 2010 ein zusätzlicher 
wirtschaftlicher Gesamtnutzen von bis 
zu 49 Milliarden Euro sowie eine Vier-
telmillion zusätzlicher Arbeitsplätze 
generiert werden könnten.3 In dieser 
Studie wird das Fehlen von Kabelin-
ternet – und die erzwungene struktu-
relle Trennung der Netzebenen drei 
und vier, die nach Ansicht der Auto-
ren diesen Mangel hervorruft – als 
das herausragende Problem be-
zeichnet, welches diese optimale 
Entwicklung gefährdet. 

(3) Die Auswirkungen der struk-
turellen Trennung der Netzebe-
nen drei und vier auf den Aus-
bau von Kabelinternet 
In unserer Studie wurden eine Reihe 
von Faktoren untersucht, die in der 
Vergangenheit zum langsamen Aus-
bau von Kabelinternet beigetragen 
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haben. Die Analyse hat ergeben, 
dass von den heute noch wirksamen 
Faktoren4 einem einzigen, klar identi-
fizierbaren Faktor der stärkste verzer-
rende Effekt zuzuordnen ist: der er-
zwungenen Zersplitterung der deut-
schen Kabelbranche in getrennte 
Netzbetreiber für die Netzebene drei 
(NE-3) – der die Rundfunksignale bis 
zu einem Hausübergabepunkt trans-
portiert – und Tausende von Netz-
betreibern auf der Netzebene vier 
(NE-4) – die die Signale innerhalb 
des Grundstücks bzw. Hauses zur 
Antennensteckdose transportiert (vgl. 
Tabelle 1). Diese ursprünglich ord-
nungspolitisch begründete Trennung 
der Netzebenen gibt es ausschließ-
lich in Deutschland und kann für den 
Großteil der zu beklagenden Defizite 
verantwortlich gemacht werden. 

Auf den Netzebenen zwei und drei 
sind meist die großen Regionalge-
sellschaften Kabel Deutschland 
(KDG), Unity Media und Kabel Ba-
den-Württemberg (KBW) tätig (vgl. 
Abbildung 1). Sie sind die Nachfolge-
unternehmen der früheren Kabelakti-
vitäten der Deutschen Telekom AG 
(DTAG) und werden allgemein als die 
klassischen NE-3-Betreiber bezeich-
net. Mittlerweile sind diese NE-3-
Betreiber zum Teil auch auf der NE-4 
tätig. 

Die Netze auf Ebene vier wurden ur-
sprünglich komplett und heute noch 
zum Großteil von sog. NE-4-Betrei-
bern betrieben. Die NE-4-Betreiber 
stellen eine äußerst inhomogene 
Gruppe dar, die sich grob in folgende 
Teilgruppen untergliedern lässt: 

• Einzelnutzer, beispielsweise Ei-
genheimbewohner, die direkte 
Verträge mit den NE-3-Betreibern 
abgeschlossen haben, 

• Hauseigentümer, vom privaten 
Eigentümer eines Mehrfamilien-
hauses bis hin zu großen Woh-
nungsgesellschaften, die die 
Hausnetze selbst unterhalten, 

• Hausverwaltungen, die im Auftrag 
von Eigentümergemeinschaften 
die Hausnetze betreiben sowie 

• professionelle NE-4-Betreiber, de-
ren Geschäftsmodell darin be-
steht, mit Hauseigentümern so 
genannte Gestattungsverträge 

über typischerweise 12-20 Jahre 
zur Errichtung und den Betrieb 
von Hausnetzen abzuschließen.  

Ursprünglich übernahmen alle NE-4-
Betreiber die Rundfunksignale von 
der NE-3. Seit Mitte der 1990er Jahre 
ging insbesondere ein Teil der pro-
fessionellen NE-4-Betreiber dazu ü-
ber, größere Wohnungsbestände an 
einem Hausübergabepunkt von der 
Versorgung durch die NE-3 abzukop-
peln. Statt dessen wurden in diesen 
Fällen eigene Kopfstationen zur un-
abhängigen Signalspeisung aufge-
baut. Zusätzlich bot sich für viele klei-
nere Kabelnetzbetreiber in den neuen 
Bundesländern nach der Wiederver-

einigung die Möglichkeit, eigene in-
tegrierte Netze auf NE-3 und NE-4 zu 
errichten, da die DTAG aus Kapazi-
tätsgründen nicht alle Gebiete auf-
bauen bzw. versorgen konnte. Zu den 
wichtigsten großen NE-4-Betreibern, 
die einen signifikanten Anteil ihrer 
Kabelhaushalte über eigene Signal-
speisung versorgen, zählen EWT 
(einschließlich der ehemaligen 
Bosch-Telecom-Netze) und Prima-
com. Rund 15% der Kabelhaushalte 
werden mittlerweile auf diese Weise 
nicht mehr mit Signalen der NE-3-
Betreiber versorgt. Genau genommen 
betreiben NE-4-Betreiber mit eigener 
Signalspeisung auch NE-3-Netze, al-
lerdings hauptsächlich in Form von 
kleinen dezentralen Kopfstationen zur 
Versorgung der unmittelbar in ihrer 
Nähe befindlichen Bestände, den 
sog. Kabelinseln. Um im Rahmen der 
Studie begrifflich dennoch eine Ab-
grenzung von den klassischen NE-3-
Betreibern, die ungleich größere flä-
chendeckende Netze besitzen, vor-
zunehmen, werden NE-4-Betreiber 
mit eigener Signalversorgung als so 
genannte „integrierte NE-4-Betreiber“ 
bezeichnet.5 

Während die integrierten NE-4-Be-
treiber ihre eigene Signalversorgung 
organisieren, bewerben sich die NE-
3-Unternehmen zunehmend um Ges-
tattungsverträge mit Hausbesitzern, 
um ihrerseits NE-4-Netze zu betrei-
ben und um hierdurch ebenfalls ent-
lang der Wertschöpfungskette zu in-
tegrieren. Das Verhältnis von NE-3- 
und professionellen NE-4-Betreibern 
zeichnet sich zum einen durch Ko-
operationsbeziehungen beim Vorleis-
tungsbezug aus, zum anderen aber 
auch durch Konkurrenz im Zusam-

Tabelle 1: Netzebenen der deutschen Kabelnetze 

NE-1 Überregionaler Signaltransport über Satellit oder Glasfaserstrecken vom 
Rundfunkstudio zu den zentralen Play-Out-Centern der Kabelnetzbetreiber 

NE-2 Aufbereitung und Bündelung der Signale; Transport über Glasfaserringe, 
Richtfunkstrecken oder per Satellit an regionale Headends 

NE-3 
Signaltransport über weit verzweigte Koaxialnetze bzw. hybride Glasfaser-
Koaxialnetze (HFC-Netz) in den Ortsbereichen bis zu den Grundstücksgren-
zen bzw. den Hausübergabepunkten  

NE-4 Signaltransport innerhalb der Grundstücke und Häuser bis zur Kabelsteckdose 
innerhalb der Wohnung 

Quelle: WIK-Consult 

Abbildung 1: Strukturelle Trennung der Netzebenen 
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menhang mit Gestattungen zum Be-
trieb der NE-4. Die Gestattungsver-
träge werden über lange Zeiträume 
abgeschlossen und diese Konkurrenz 
tritt vor allem zum Endzeitpunkt der 
Verträge zu Tage. 

Innerhalb der Gruppe der professio-
nellen NE-4-Netzbetreiber lassen sich 
zwei Gruppen unterscheiden. Zum 
einen vier große Unternehmen mit 
bundesweiten Aktivitäten sowie zum 
anderen eine hohe Anzahl kleiner 
Netzbetreiber, die meist nur lokal o-
der regional agieren. Die größten vier 
NE-4-Unternehmen sind Telecolum-
bus, EWT, Primacom und KMS.6 Die 
Anzahl der NE-4-Betreiber lässt sich 
nicht exakt beziffern. Schätzungen 
reichen – je nach zu Grunde gelegten 
Abgrenzungen – von 500 (professio-
nelle NE-4-Betreiber im engeren Sin-
ne) bis hin zu 14.000 (professionelle 
NE-4-Betreiber plus Unternehmen der 
Wohnungswirtschaft mit eigenen NE-
4-Netzen).7 Auch die Anzahl der an-
geschlossenen Wohneinheiten der 
weiteren professionellen NE-4-Be-
treiber ist nur schwer zu ermitteln, da 
die Grenze zu wohnungswirtschafts-
eigenen Netzen unscharf ist. 

Auch die Monopolkommission sowie 
weitere Branchenkenner und Analys-
ten sehen in der Zersplitterung der 
deutschen Kabellandschaft das Kern-
problem für die Breitbandentwick-
lung.8 Gleichwohl bietet die WIK-
Consult-Studie die bislang intensivste 
Analyse dieser komplexen Problem-
konstellation. Nach unserer Erkennt-
nis hält die erzwungene Zersplitte-
rung der Kabelbranche in Netzebene 
drei und Netzebene vier sowohl den 
Ausbau als auch die Adoption von 
Kabelinternet in vielerlei Hinsicht auf: 

• Die Zersplitterung wirkt abschre-
ckend gegenüber Investitionen in 
die Netzaufrüstung. Dies geht so-
weit, dass Netzbetreiber nicht si-
cher sein können, die Dienste 
nach der Investition auch bis zum 
Kunden liefern zu können.  

• Viele der NE-4-Betreiber (nicht al-
le) besitzen nicht die erforderliche 
Unternehmensgröße, um Investi-
tionen in leistungsfähige Internet- 
und Telefoniesysteme zu tätigen.9  

• Die Fragmentierung führt zu un-
wirtschaftlich kleinen Einheiten, 
nicht nur hinsichtlich zu kleiner 
Unternehmen. Die zum Teil räum-
lich zerstreut liegenden Kabelin-
seln mancher Kabelnetzbetreiber 
erzeugen hohe Betriebskosten 
und erschweren ein einheitliches 
Diensteangebot. 

• Die Fragmentierung führt auch zu 
erhöhten Transaktionskosten, da 
die Kabelnetzbetreiber mit zahl-
reichen Beteiligten verhandeln 
müssen und hoher Koordinations-
bedarf besteht, bevor den End-
kunden ein Dienst angeboten 
werden kann.  

• In einigen Fällen führten die ge-
genwärtigen Verhältnisse zur 
gänzlichen Unmöglichkeit, einen 
Dienst den Endkunden zu liefern, 
selbst nachdem Investitionen in 
die Netzaufrüstung getätigt wur-
den.10  

• Die gegenwärtige Branchenstruk-
tur führt häufig zu ineffektiven An-
gebots- und Marketingstrukturen, 
bei denen der Diensteanbieter 
keinen direkten Zugang zu den 
Endkunden besitzt.  

(4) Was kann getan werden? 
Die strukturelle Trennung innerhalb 
der Kabelbranche, die sich heute als 
entwicklungshemmend erweist, wur-
de ursprünglich aus ordnungspolitisch 
durchaus guten Gründen eingeführt. 
Allerdings sind mit der Liberalisierung 
des Telekommunikationsmarktes die 
Gründe hierfür weggefallen. Die histo-
rische Anbieterstruktur besteht ge-
genwärtig nur noch als ein Artefakt 
fort, das bislang von tendenziell struk-
turwahrenden Gerichts- und Bundes-
kartellamtsentscheidungen gestützt 
wurde, die jedoch ebenfalls ihre Not-
wendigkeit überlebt haben. Diese 
Entscheidungen erzwingen trotz der 
Marktliberalisierung das Fortbestehen 
der strukturellen Trennung der Bran-
che in einen NE-3-Bereich und einen 
NE-4-Bereich. Sie verhindern, dass 
NE-3-Betreiber ihre Dienste ohne 
Genehmigung des NE-4-Betreibers 
den NE-4-Kunden anbieten dürfen 
und sie halten die Beteiligten in den 
meisten Fällen, die der Fusionskon-
trolle unterliegen, von einer Konsoli-
dierung ab. In jüngster Zeit ist aller-
dings ein bemerkenswerter Wandel in 
der Entscheidungspraxis des Kartell-
amtes zu beobachten. Die Wettbe-
werbsbehörde genehmigte sowohl die 
Übernahme von Telecolumbus durch 
Unity Media, als auch die Weiterver-
äußerung der Telecolumbus-Netze in 
Baden Württemberg an KBW sowie 
der Netze in den Kabel-Deutschland-
Regionen an Orion Cable, dem Mut-
terunternehmen von ewt. 

Grundlegende ökonomische Logik 
lässt erwarten, dass die Marktakteure 
völlig selbstständig und ohne wettbe-
werbspolitische Nachteile dazu in der 
Lage sind, sich in Richtung einer effi-
zienteren Struktur umzuorganisieren, 
sobald die erkennbaren Hindernisse 

der Umstrukturierung nachhaltig be-
seitigt werden. Viele Netzbetreiber 
haben einen Anreiz zur Konsolidie-
rung im Sinne einer Effizienzsteige-
rung, einer Kostenreduzierung, einer 
Internalisierung der Erträge aus In-
vestitionen und einer Steigerung der 
Größenvorteile. Diese effizienzstei-
gernden Transaktionen werden ge-
genwärtig nur selten angegangen, da 
große Ungewissheit besteht, ob das 
Bundeskartellamt sie genehmigen 
würde.11 Eine Beseitigung dieser Un-
sicherheit (oder zumindest eine Re-
duzierung) kann einen effizienzstei-
gernden Prozess in Gang setzen. 
Weitergehende politische Marktein-
griffe erscheinen hierfür nicht erfor-
derlich. 

Selbstverständlich muss das Bundes-
kartellamt in jedem Fusionsfall die 
Auswirkungen auf den Wettbewerb 
prüfen. Allerdings sind wir der Über-
zeugung, dass nur wenige oder gar 
keine der potenziellen NE-3/4-Konso-
lidierungen eine wirkliche Bedrohung 
für den Wettbewerb darstellen.12 
Nach unserem Verständnis begrün-
den sich die bislang aufrecht erhalte-
nen Beschränkungen auf einer tradi-
tionellen Sicht der Kabelfernsehbran-
che, die der heutigen Welt des Triple 
Play nicht mehr gerecht wird. Diese 
an traditionellen Rundfunkmärkten 
ausgerichtete Sichtweise versäumt 
es, ausgleichende Vorteile in be-
nachbarten Märkten, wie den Märkten 
für Breitbandinternet und Sprachtele-
fonie stärker zu berücksichtigen. Sie 
führt – auch wenn man sie nur für 
sich betrachtet – zu weit strengeren 
Beschränkungen als sie in anderen 
europäischen Ländern anzutreffen 
sind. 

Es erscheint für eine zukunftsgerich-
tete Wettbewerbspolitik notwendig, 
die grundlegenden Veränderungen 
auf den konvergierenden Märkten für 
Telekommunikation- und Rundfunk-
dienste in die Entscheidungen einzu-
beziehen: 

• Die Einführung von VoIP, IPTV, 
Triple Play und die Konvergenz-
entwicklung generell, verändern 
unwiderruflich den Markt für elekt-
ronische Kommunikation. 

• Auf diesem konvergenten Markt 
ist es von großer Bedeutung, dass 
der Entwicklung der Kabelnetze 
ausreichende Freiräume gegeben 
werden, damit die Kabelnetzbe-
treiber mit der Deutschen Tele-
kom, als dem TK-Ex-Monopolis-
ten mit enorm hohen Umsätzen 
und bundesweiten Aktivitäten, 
konkurrieren können. 
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• Eine effizienzsteigernde Konsoli-
dierung und Restrukturierung der 
Kabelbranche hätte durch stärke-
ren Infrastrukturwettbewerb inner-
halb der künftig weiter zu fassen-
den elektronischen Kommunikati-
onsbranche (die nicht nur das An-
gebot von Internetdiensten son-
dern auch von Sprachtelefonie 
umfasst) alles in allem positive 
Wirkung auf den Konsumenten-
nutzen. Dieser Wettbewerb würde 
sowohl das Preis-Leistungsver-
hältnis der Breitbandangebote 
verbessern als auch das Angebot 
an innovativen Breitbanddiensten 
fördern. 

In diesem Sinne sollte die jüngste 
Entscheidung des Bundeskartellam-
tes, die Übernahme von Telecolum-
bus durch Unity Media und die Wei-
terveräußerung von Teilen an KBW 
zu gestatten, als ein wichtiger und 
höchstwillkommener Schritt und mög-
licherweise auch als ein Zeichen für 
einen allmählichen Richtungswechsel 
betrachtet werden. 

Wir empfehlen nachdrücklich, alle 
Veränderungen so schnell wie mög-
lich umzusetzen. Die Tatsache, dass 
die Breitbandpenetration in Deutsch-
land noch nicht so weit fortgeschritten 
ist, bedeutet auch, dass immer noch 
Zeit für die Kabelnetzbetreiber bleibt 
– die im Zusammenhang mit Breit-
bandinternet als neue Wettbewerber 
betrachtet werden sollten –, einen 
hinreichend großen Marktanteil zu er-
arbeiten und künftig eine effektive 
wettbewerbliche Kraft darzustellen. 
Sobald sich die Endkunden für eine 
Breitbandplattform entschieden ha-
ben, bedarf es größerer Anstrengun-

gen, sie zum Wechsel zu bewegen. 
Heute könnte eine Korrektur der 
Wettbewerbspolitik noch rechtzeitig 
sein. Wenn allerdings diese Korrektur 
noch um zwei oder drei Jahre verzö-
gert wird, dann ist es sehr schwierig 
oder sogar unmöglich für die Kabel-
netzbetreiber, die entstandenen Lock-
in-Effekte zu überwinden. In diesem 
Fall werden die deutschen Konsu-
menten und die gesamte Volkswirt-
schaft möglicherweise nie die gesam-
ten Vorteile des Wettbewerbs, den 
breitbandiger Kabelinternetzugang 
potenziell schaffen kann, genießen 
bzw. ausschöpfen können. 

Scott, Marcus, Peter Stamm 

                                                           
1 Vgl. OECD Broadband Statistics, Stand 

Dezember 2005. 
2 Vgl. hierzu Distaso/Lupi/Manenti (2004) 

Plattform Competition and Broadband 
Adoption in Europe: Theory and Empirical 
Evidence from the European Union, Padua, 
März sowie Höffler (2005) Cost and Benefits 
from Infrastructure Competition: Estimating 
Welfare Efects from Broadband Access 
Competition, Bonn, Januar  

3 Vgl. Fornefeld/Oefinger/Braulke (2006) Ge-
samtwirtschaftliche Auswirkungen der Breit-
bandnutzung, MICUS Management Consul-
ting im Auftrag des BMWi, Düsseldorf, 
März. 

4 Der Verkaufsprozess der Kabelnetze der 
DTAG spielte unzweifelhaft ebenfalls eine 
Rolle, sowohl weil er recht spät abgeschlos-
sen wurde, als auch weil die Kabelnetze 
hierbei in Regionalgesellschaften aufgeteilt 
wurden. Diese Faktoren liegen in der Ver-
gangenheit und für die zukunftsorientierte 
Problemlösung sind sie daher nicht von 
größerem Interesse. Zudem sind die ent-
standenen regionalen NE-3-Betreiber grö-
ßer als viele Kabelunternehmen in Ländern 
wo der Kabelinternetausbau erfolgreich ver-
laufen ist. 

5 Es muss darauf hingewiesen werden, dass 
eine auf alle Netzbetreiber hin anwendbare 
konsistente Abgrenzung nicht existiert, auch 
nicht kartellrechtlich. Zudem ist zur Gruppe 

 
der integrierten NE-4-Netzbetreiber anzu-
merken, dass hier die Grenze zwischen Ka-
belnetzbetreibern und Betreibern von so 
genannten Sat-ZF-Verteilanlagen bzw. 
SMATV-Anlagen recht unscharf ist und in 
unterschiedlichen Erhebungen je nach Inte-
ressenlage unterschiedlich gehandhabt 
wird. Unter SMATV-Anlagen versteht man 
Anlagen, die Programme von Satelliten 
empfangen und aufbereitet in die Wohnein-
heiten weiterleiten. Diese sind als Kabelnet-
ze zu betrachten. Im Falle von Sat-ZF-
Verteilanlagen benötigen die Nutzer einen 
Satellitenreceiver. 

6 Nach Abschluss der Studie wurden die Net-
ze von Telecolumbus regional aufgeteilt. 
Die Netzteile in Hessen und NRW verblei-
ben bei Unity Media; in Baden Württemberg 
wurden sie von KBW und in allen übrigen 
Bundesländern von EWT übernommen. 

7 Vgl. Bundesnetzagentur (2006) Jahresbe-
richt 2005, Februar, Bonn, S. 9. 

8 Vgl. Monopolkommission Hauptgutachten 
2004/2005, Heng (2003) Breitbandiges 
Festnetz - Innovation im Wartestand, DB 
Research, Fornefeld/Oefinger/Braulke 
(2006) Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 
der Breitbandnutzung sowie Hazlett (2006) 
Germany’s Cable Problem, Wall Street 
Journal Europe, 30.9.2006. 

9 Einige der größeren NE-4-Betreiber betrei-
ben relativ effiziente Internetzugangsdiens-
te. 

10 Unser Bericht enthält eine entsprechende 
Fallstudie zur Kabelregion Berlin. 

11 Egal ob eine Fusion erfolgreich ist oder 
scheitert, allein der Versuch erzeugt bereits 
erhebliche Kosten für die beteiligten Partei-
en, nicht nur hinsichtlich Kosten der 
Rechtsberatung oder gebundene Aufmerk-
samkeit des Managements, sondern auch 
hinsichtlich der eingeschränkten unterneh-
merischen Bewegungsfreiheit während der 
Fusionsprüfung, die sich zum Teil über ein 
Jahr hinziehen kann. 

12 Auch die Monopolkommission hat ange-
merkt, dass viele Fusionen auf dem Kabel-
markt keine Wettbewerbsbedenken nach 
sich ziehen. 

Liberalisierung der Dienstleistungen Zählung, 
Messung und Abrechnung 

Gesetzliche Ausgangssitua-
tion 
Mit der Verabschiedung des neuen 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
im Jahre 2005 wurden auch die Pro-
zesse der Zählung und Messung libe-
ralisiert. Der §21b des EnWG schreibt 
die Zuständigkeit für den Einbau, den 
Betrieb und die Wartung der Messge-
räte sowie die Messung der geliefer-
ten Energie grundsätzlich dem Netz-
betreiber zu. Allerdings - und dies ist 
der entscheidende Punkt für die Libe-
ralisierung - ist auch eine anderweiti-
ge Vereinbarung mit einer dritten Par-
tei möglich. Fehlt diese jedoch, so ist 
weiterhin der Netzbetreiber für die 

genannten Prozesse verantwortlich. 
Die Vorgänge Zählung, Messung und 
Abrechnung werden also als getrenn-
te Dienstleistungen betrachtet. Damit 
wurden die Vorgaben der relevanten 
EU-Richtlinien zur Liberalisierung der 
Strom- und Gasmärkte an dieser Stel-
le übertroffen. Grund für die Aufnah-
me in das EnWG war nicht zuletzt ei-
ne schon vorhandenen Regelung im 
Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG), die dem Betreiber 
einer Anlage zur Erzeugung erneuer-
barer Energie die Möglichkeit ge-
währt, den Betrieb der Messeinrich-
tungen einem fachkundigen Dritten zu 
überlassen. 

Im §21b EnWG wird allerdings eine 
Zweiteilung vorgenommen. Die Mög-
lichkeit des Einbaus, des Betriebs 
und der Wartung der Messanlage 
durch einen Dritten ist dort bereits 
vorgesehen. Vorraussetzung hierfür 
ist, dass die Messanlage 

a) den eichrechtlichen Vorschriften 
entspricht und 

b) den von dem Netzbetreiber ein-
heitlich für sein Netzgebiet vorge-
sehenen technischen Mindestan-
forderungen und Mindestanforde-
rungen in Bezug auf Datenumfang 
und Datenqualität genügt. 
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Eine weitere Bedingung besteht in 
der Pflicht zum Vertragsabschluss 
zwischen Netz- und Messstellenbe-
treiber zur Ausgestaltung ihrer rechtli-
chen Beziehungen. 

Als zweiter Teilbereich wird im Ge-
setz die Aktivität des eigentlichen 
Messens der gelieferten Energie be-
trachtet. Diese kann durch einen Drit-
ten erst nach Erlass einer Rechtsver-
ordnung durch die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates er-
folgen. Bereits jetzt ist allerdings im 
Gesetz als Vorraussetzung verankert, 
dass die einwandfreie Messung und 
eine Weitergabe der Daten an alle 
berechtigten Netzbetreiber und Liefe-
ranten, die eine fristgerechte und voll-
ständige Abrechnung ermöglicht, 
durch den Dritten gewährleistet sein 
muss. 

Im Gegensatz zu dieser Trennung der 
Prozesse „Messstellenbetrieb“ und 
„Messen“ existieren Vorschriften in 
den jeweiligen Netzzugangsverord-
nungen für Strom und Gas, die die 
beiden Prozesse vereinen bzw. stark 
miteinander verknüpfen . So heißt es 
etwa in § 38 (1) GasNZV: „Der Mess-
stellenbetreiber nimmt die Messung 
von Gasmengen vor.“ In § 19 (1) der 
StromNZV ist festgehalten: „Der 
Messstellenbetreiber hat dafür Sorge 
zu tragen, dass eine einwandfreie 
Messung der Elektrizität sowie die 
Datenübertragung gewährleistet 
sind.“ 

Im §21b EnWG wird weiterhin eine 
Unterscheidung zwischen dem An-
schlussnehmer und dem Anschluss-
nutzer vorgenommen.1 Diese können 
wiederum unterschiedliche Aktivitäten 
Dritter auslösen. So kann der An-
schlussnehmer, also in der Regel der 
Hauseigentümer oder Vermieter, sei-
nen Messstellenbetreiber schon jetzt 
frei wählen. Der Anschlussnutzer, in 
der Praxis oftmals der Mieter, soll in 
Zukunft (d.h. nach Erlass der ent-
sprechenden Verordnung, siehe o-
ben) den Messdienstleister, der die 
Messung der gelieferten Energie vor-
nimmt, bestimmen können. Ein Über-
blick über die Vertragsverhältnisse 
gibt Abbildung 1. 

Der Messstellenbetreiber und ein (zu-
künftiger) Messdienstleister werden in 
der Praxis oftmals ein und derselbe 
Akteur sein. Allerdings muss aufgrund 
der derzeitigen Gesetzeslage unter-
schiedlichen Wünschen des An-
schlussnehmers und des Anschluss-
nutzers insofern Rechnung getragen 
werden, als hier auch zwei verschie-
dene Akteure aktiv werden könnten. 

Im § 21b EnWG sind weiterhin ein-
zelne Punkte festgehalten, die in 

Rechtsverordnungen ausgestaltet 
werden können. Diese sind: 

1. der Zeitpunkt der Übermittlung der 
Messdaten und die für die Über-
mittlung zu verwendenden Daten-
formate; 

2. Vorgaben zur Dokumentation und 
Archivierung der relevanten Da-
ten; 

3. die Haftung für Fehler bei Mes-
sung und Datenübermittlung; 

4. Vorgaben für den Wechsel des 
Messstellenbetreibers; 

5. das Vorgehen beim Ausfall des 
Messstellenbetreibers. 

Während sich die Punkte 1 bis 3 vor-
nehmlich auf die Messung des Strom- 
und Gasverbrauchs beziehen, betref-
fen die Punkte 4 und 5 explizit den 
Messstellenbetrieb. Teilweise werden 
diese Prozesse durch den Metering 
Code des VDN erfasst, der allerdings 
keine rechtsgültige Wirkung besitzt. 

Grundsätzlich existiert neben den 
Vorschriften im §21b EnWG eine Viel-
zahl weiterer Normen, die in Bezug 
zum Messen und Zählen stehen. Hier 

sind insbesondere die StromNZV, die 
StromNEV bzw. GasNZV zu nennen, 
das EEG, sowie die Verordnungen 
AVBEltV und AVBGasV bzw. deren 
„Nachfolger“ die Niederspannungsan-
schluss (NAV) und die Niederdruck-
anschluss (NDAV), die derzeit erar-
beitet werden. Im Hinblick auf techni-
sche Standards der Messgeräte ist 
insbesondere die Europäische Mess-
geräterichtlinie (MID) relevant. Da-
neben existiert als ergänzendes Re-
gelwerk: der Metering Code sowie die 
Leistungsbeschreibung für Messung 
und Abrechnung des Verbandes der 
Netzbetreiber (VDN) und die Regeln 
der Deutschen Vereinigung des Gas- 
und Wasserfaches e. V. (DVGW). 

Marktsituation 
Die sich durch die Liberalisierung er-
gebenden neuen Möglichkeiten wer-
den derzeit schon genutzt, wie Tabel-
le 1 zeigt. 

Diese Werte nehmen sich im Ver-
gleich zu den 49 Millionen Stroman-
schlüssen noch eher gering aus. 14% 
der Unternehmen planen derzeit al-
lerdings schon einen konkreten 

Abbildung 1: Vertragsverhältnisse und Handlungsoptionen im liberali-
sierten Energiemarkt 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Tabelle 1: Einbau, Betrieb und Wartung der Messeinrichtungen durch 
Dritte 

Anträge Anzahl 
Gesamt 2.062 

Gestellt bei Netzbetreibern 118 

Davon Netzbetreiber mit mehr als zehn Anträgen 28 

Quelle: BNetzA (2006) 
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Marktauftritt als Messstellenbetreiber 
bzw. Messdienstleister.2 Ein gewis-
ses Interesse scheint nach der noch 
jungen Marktliberalisierung also vor-
handen zu sein. Es wurde bisher laut 
Auskunft der Netzbetreiber auch noch 
keine Ablehnung gegen einen dritten 
Messstellenbetreiber ausgesprochen, 
da dieser etwa die oben genannten 
technischen, eichrechtlichen oder da-
tenbezogenen Bedingungen nicht 
einhalten konnte.3 

Das größte Kundenpotenzial in dem 
neuen Geschäftsfeld besteht aus Un-
ternehmenssicht bei Industrie- bzw. 
Großkunden (46% bzw. 39%) und 
weniger bei Haushaltskunden (20%)4 
Dies dürfte vor allen auf die höheren 
Spielräume bei den dortigen Mess-
preisen  zurückzuführen sein. Denn 
während die Preise seit der Liberali-
sierung sowohl in der leistungsge-
messenen Mittel- und Niederspan-
nung als auch in der nicht leistungs-
gemessenen Niederspannung ten-
denziell leicht gefallen sind (vgl. Ab-
bildung 2) so ist der Quartilsabstand 
der Messpreise in etwa konstant 
geblieben. 

Dies deutet auf eine weiterhin große 
Streuung der Preise für eine ver-
gleichsweise homogene Dienstleis-
tung hin, aus der sich Anreize für 
Markteintritte ergeben. Tabelle 2 zeigt 
die Entwicklung der Quartilsabstände 
seit dem Jahr 2000. 

Zu beachten ist allerdings, dass die 
Prozesse Messung, Zählung und Ab-
rechnung in Tabelle 2 noch als eine 
Dienstleistung angesehen und ver-
rechnet werden, so dass sich die 

Preisschwankungen auch aus ande-
ren Bereichen als dem reinen Mess-
stellenbetrieb ergeben können. Den-
noch weist der große Spielraum auf 
ein monetäres Potenzial für den Pro-
zess „Messstellenbetrieb“ hin. 

Implikationen der Liberali-
sierung  
Zunächst ist die gesetzlich verankerte 
Wahlfreiheit für die Strom- und Gas-
kunden ein wichtiger Beitrag zur Stär-
kung der Endverbraucher. Gleichzei-
tig werden durch die Liberalisierung 
vor allen Dingen Kostenersparnisse 
erwartet. Die beeinflussbaren Kosten, 
die im wesentlichen durch technologi-
sche Standards und Datenverarbei-
tungskosten geprägt sind, sollen ei-
nem starken Wettbewerbsdruck un-
terliegen. Kostensenkungen und Effi-
zienzsteigerungen sollen somit einen 
Wettlauf zwischen internen Profitcen-
tern der Netzbetreiber und externen 
Dienstleistern auslösen.5 Weiterhin ist 

auch ein verbesserter Kundenservice 
im Rahmen einer Differenzierungs-
strategie denkbar. 

Als negative Auswirkung der Liberali-
sierung wird angeführt, dass durch 
das Auftreten zusätzlicher Akteure die 
Handlungsprozesse an Komplexität 
zunehmen und für höhere Kosten im 
System sorgen. Hierbei ist vor allen 
Dingen an den erhöhten Kommunika-
tionsaufwand zwischen Netzbetrei-
bern, Stromlieferanten und Messstel-
lenbetreibern als auch an den größe-
ren Verwaltungsaufwand durch Da-
tenpflege und -aktualisierung zu den-
ken. Auch könnte ein Rosinenpicken 
erfolgen, bei dem nur Kunden mit ho-
her Bonität und Ertragspotenzial von 
neuen Messstellenbetreibern bedient 
werden, während die Netzbetreiber 
weiterhin für die verbleibenden Kun-
den zuständig sind.6 Die aufgrund der 
Liberalisierung erhoffte Einführung in-
telligenter Zählersysteme (smart me-
tering), also Messeinrichtungen, die 
nicht nur den Gesamtverbrauch mes-
sen, sondern bis zu viertelstundenge-
naue individuelle Verbrauchswerte er-
mitteln, Lastgänge speichern oder als 
kommuikationstechnologisches Ver-
bindungsstück zum Endverbraucher 
dienen können, wird durch die jetzige 
Rechtslage eher behindert. Denn z. 
B. in Mietwohnungen ist dann nicht 
der Energieverbraucher, sprich der 
Mieter, für die Installation des Zählers 
zuständig, sondern der Vermieter. 
Dieser besitzt aber an einer Neurege-
lung wenig Interesse, da er selbst 
nicht für die jeweiligen Kosten auf-
kommen muss, sondern diese über 
die Nebenkosten in jedem Falle vom 
Mieter erstattet bekommt.7 

Handlungsbdearf 
Die Idee des Gesetzgebers im § 21b 
EnWG war es, den Markt für Zählen 
und Messen stufenweise zu liberali-
sieren. Daher wurde zunächst nur der 
Bereich „Messstellenbetrieb“ geöffnet, 
um den (neuen) Akteuren Gelegen-
heit zu geben, sich auf das Arbeits-

Tabelle 2: Entwicklung der Quartilsabstände der Preise für die Strom-
messung in € 

 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 

Mittelspannung 368,13 331,32 305,00 247,00 244,71 223,48 306,88 

Niederspan-
nung mit LM 408,59 306,79 306,82 318,00 306,74 306,00 336,00 

Niederspan-
nung ohne LM 5,52 4,91 5,23 5,23 5,24 5,24 5,31 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der VEA-Datenbank 

Abbildung 2:  Entwicklung des Durchschnittspreises für die Strommes-
sung und -abrechnung in Deutschland von 2000 bis 2006 
(Index: 2000 = 100) 
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feld „Messung“ - das wie oben be-
schrieben erst mittels eine Verord-
nung freigegeben werden muss - aus-
reichend vorzubereiten. Durch diese 
Vorgehensweise und die Einführung 
der verschiedenen Akteure des An-
schlussnehmers und Anschlussnut-
zers in diesem Bereich, die wiederum 
berechtigt sind, unterschiedliche Pro-
zesse auslösen, ergeben sich aller-
dings erhebliche Schwierigkeiten. So 
wird z.B. der erwartete Technologie-
schub durch fehlende Investitionsan-
reize seitens der Anschlussnehmer 
nur sehr bedingt realisiert werden. 

Um das institutionelle Umfeld mit ei-
nem stabileren Rahmen zu umgeben, 
sollte der Prozess des Messen durch 
Erlass der entsprechenden Verord-
nung baldmöglichst freigegeben wer-
den. Dies würde es neuen Anbietern 
erheblich erleichtern, in den Markt 
einzudringen, da der gesamte Pro-
zess aus einer Hand angeboten wer-
den könnte. Auch sollten klare Vor-
gaben für die Anforderungen an die 
für die Übermittlung zu verwendeten  
 

Datenformate aufgestellt werden, um 
Diskriminierungspotenzial, wie es in 
der Vergangenheit im Bereich Liefe-
rantenwechsel zu beobachten war, 
nicht entstehen zu lassen. Langfristig, 
also etwa im Rahmen einer EnWG-
Novelle, sollten die Prozesse des 
Messtellenbetriebs und der Messung 
zu einer Dienstleistungsaufgabe zu-
sammengeführt werden. Gleichzeitig 
wäre es wünschenswert, die Auftei-
lung in Anschlussnutzer und An-
schlussnehmer in diesem Bereich 
aufzuheben und nur einer der Partei-
en das Wahlrecht für den (dann auch 
die Messung beinhaltenden) Mess-
stellenbetrieb zuzugestehen. Dies 
würde zu mehr Planungssicherheit 
und niedrigeren Transaktionskosten 
führen. 

Matthias Wissner

 
                                                           
1 Nach den derzeit im Bundesrat verhandel-

ten Verordnungen zum Niederspannungs-
anschluss (NAV) und zum Niederdruckan-
schluss (NDAV) ist Anschlussnehmer je-
dermann im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 
des Energiewirtschaftsgesetzes, in dessen 
Auftrag ein Grundstück oder Gebäude an 
das Niederspannungs- bzw. Niederdruck-
netz angeschlossen wird oder im Übrigen 
jeder Eigentümer oder Erbbauberechtigte 
eines Grundstücks oder Gebäudes, das an 
das Niederspannungs- bzw. Niederdruck-
netz angeschlossen ist. Anschlussnutzer ist 
jeder Letztverbraucher, der im Rahmen ei-
nes Anschlussnutzungsverhältnisses einen 
Anschluss an das Niederspannungs- bzw. 
Niederdrucknetz zur Entnahme von Elektri-
zität bzw. Gas nutzt. 

2 Trend:research (2005): Der Markt für Mess-
stellenbetreiber. 

3 BNetzA (2006): Monitoringbericht 2006. 
4 Trend:research (2005): Der Markt für Mess-

stellenbetreiber;  
Die Prozentzahlen bezeichnen die positiven 
Antworten der befragten Unternehmen 
(Mehrfachnennungen waren möglich.) 

5 Bohman, D (2005):Liberalisierung des Zähl- 
und Messwesens. 

6 Zayer, P. (2005): Liberalisierung des Mess-
wesens, in: Energiewirtschaftliche Tages-
fragen 55. Jg. (2005) Special. 

7 Bei ähnlichen Fragestellungen, etwa beim 
Unterbleiben wünschenswerter Investitionen 
in energieeffiziente Maßnahmen, ist dieses 
Phänomen unter dem Begriff Mieter-
Vermieter-Dilemma bekannt. 

„Triple Play“-Angebote von Festnetzbetreibern: 
Implikationen für Unternehmensstrategien, 

Wettbewerb(spolitik) und Regulierung 

„Triple Play“-Angebote von 
Festnetzbetreibern: Implika-
tionen für Unternehmens-
strategien, Wettbe-
werb(spolitik) und Regulie-
rung  
„Triple Play“ bedeutet vereinfacht ge-
sagt die gebündelte Bereitstellung 
von Telefonie, Internet-Access und 
Fernsehen durch einen einzigen An-
bieter. Eine Vielzahl verschiedener 
Marktakteure wie Kabelnetzbetreiber, 
Internet Service Provider und Fest-
netzbetreiber („Telcos“) bietet mittler-
weile solche Produktbündel an. 
„Triple Play“ heißt aus der Sicht der 
Kabelnetzbetreiber, ihr Kerngeschäft 
Fernsehen sukzessive um Telefon- 
und Datendienste zu erweitern. Aus 
der Sicht von Telcos hingegen steht 
insbesondere die Erweiterung des 
traditionellen (Anschluss- und Trans-
port-) Geschäfts um „Bewegtbildinhal-
te“ („IPTV“) im Vordergrund. Der 
letztgenannte Aspekt steht im Zent-
rum eines Projekts welches gegen-
wärtig im Rahmen des laufenden 

Forschungs- und Arbeitsprogramms 
bearbeitet wird. Wichtige Themenfel-
der in diesem Projekt sind dabei die 
gegenwärtige Marktpenetration von 
Triple Play-Angeboten aus der Hand 
von Festnetzbetreibern, die unter-
nehmensstrategischen Herausforde-
rungen für Festnetzbetreiber durch 
den Eintritt in den Markt für mediale 
Inhalte sowie damit zusammenhän-
gende wettbewerbspolitische bzw. 
regulatorische Fragen.  

Triple Play-Angebote von 
Festnetzbetreibern: Bisheri-
ge Marktdurchdringung 
In Deutschland sind bereits eine Rei-
he von Marktteilnehmern im Bereich 
Videodienste/IPTV im Markt aktiv, 
bzw. haben den Markteintritt ange-
kündigt. Mit Triple Play-Angeboten im 
Markt präsent sind z.B. Hanse-
net/Alice (Start im Juni 2006) und 
Deutsche Telekom (Start im Oktober 
2006). Beide Angebote beinhalten 
sowohl ein jeweils bis zu ca. 80 Kanä-
le umfassendes Live-Programmport-
folio und einen Video on Demand-

Sevice mit 2.000 (Deutsche Telekom) 
bzw. 800 (Hansenet/Alice) On De-
mand-Titeln. Arcor betreibt bereits ei-
ne Video on Demand-Plattform mit 
1.300 Titeln, und bereitet sein eige-
nes IPTV-Angebot vor, wird aber ab-
sehbar damit erst 2007 in den Markt 
gehen. Net Cologne hat seinen IPTV-
Start für Frühjahr 2007 angekündigt, 
bietet über die konzerneigene TV-
Kabelinfrastruktur jedoch bereits ge-
genwärtig ein differenziertes Kanal-
portfolio an. Telefonica hat kürzlich 
den Start seiner IPTV-Aktivitäten auf 
2007 verschoben. 1&1 kooperiert im 
Rahmen eines Triple Play-Angebotes 
mit Maxdome, einer Video on De-
mand-Plattform von Pro7/Sat1, und 
ist im Sommer 2006 in den Markt ge-
gangen. 

Triple Play-Angebote von Festnetz-
Carriern sind in vielen Ländern der 
Welt bereits Marktrealität (vgl. Tabelle 
1). In Frankreich, dem bislang größ-
ten europäischen Markt für Triple 
Play aus der Hand von Festnetz-
betreibern, verfügt France Telecom 
im Juni 2006 über ca. 230.000 Triple 
Play-Abonnenten. Der stärkste Wett-
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bewerber in diesem Marktsegment, 
Free Telecom, kommt zum gleichen 
Zeitpunkt auf ca. 180.000 Abonnen-
ten. Es ist jedoch anzumerken, dass 
selbst in Frankreich bislang lediglich 
ca. 3,5 % der Fernsehhaushalte IPTV 
nutzen. In Italien, dem europaweit 
zweitgrößten Markt für IPTV, verfügt 

Fastweb heute über ca. 180.000 A-
bonnenten. Der zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt, an Kundenzahlen gemes-
sen, weltweit größte IPTV-Anbieter ist 
der in Hongkong ansässige Incum-
bent PCCW mit ca. 550.000 Abon-
nenten (Stand: August 2006). Dies 
entspricht ca. 22 % der Fernseh-

haushalte in Hongkong. Tabelle 1 
zeigt, dass die Penetrationszahlen 
(bezogen auf Einwohner, Haushalte 
und Breitbandanschlüsse) in allen 
Ländern jeweils noch (z.T. sehr) ge-
ring ist.  

Tabelle 1: „Triple Play-Angebote“ von Festnetz-Carriern im internationalen Vergleich 

Anbieter IPTV Angebot Anzahl Subscriber Einwohner-
zahl 

HH  
gesamt 

Breitbandanschlüsse 
(HH) 

Deutschland 82,4 Mio. 39,5 Mio. 11,3 Mio. 
Deutsche Telekom T-Home < 15.000 (11/2006)    

Hansenet Alice Home TV  5.000 (11/2006)    

Frankreich 60,9 Mio. 25,5 Mio. 11,2 Mio. 
France Telecom MaligneTV 229.000 (05/2006)    

Illiad/Free Telecom Free TV 179.000 (04/2006)    

NeufCegetel Neuf TV 49.000 (05/2006)    

Großbritannien 60,6 Mio. 25,6 Mio. 19,9 Mio. 
British Telecom BT Vision < 20.000 (10/2006)    

Video Networks Homechoice 45.000 (06/2006)    

Italien 58,1 Mio. 23,5 Mio. 9,1 Mio. 
Telecom Italia Alice Home TV < 50.000 (11/2006)    

eBiscom Fastweb TV 181.000 (04/2006)    

Niederlande 16,5 Mio. 8,6 Mio. 3,0 Mio. 
KPN Mine TV 10.000 (10/2006)    

Tele 2 Tele 2 TV 60.000 (04/2006)    

Schweden 9,0 Mio. 4,5 Mio. 2,1 Mio. 
Telia Sonera Telia Digital TV 117.000 (06/2006)    

Spanien 40,4 Mio. 12,8 Mio. 5,1 Mio. 
Telefonica imagenio 123.000 (06/2006)    

USA 298,4 Mio. 105,5 Mio. 26,2 Mio. 
AT&T LightSpeed 5.000 (03/2006)    

Verizon Fios TV 10.000 (03/2006)    

Hongkong 6,9 Mio. 2,4 Mio. 1,8 Mio. 
PCCW Now TV 549.000 (08/2006)    

Japan 127,4 Mio. 62,9 Mio. 23,4 Mio. 
SoftbankBB/YahooBB Hikari Package 100.000 (07/2006)    

Südkorea 48,8 Mio. 18,2 Mio. 14,9 Mio. 
Hanaro Telecom HanaTV 13.000 (12/2005)    

Korea Telecom Home N k. A.    

Taiwan 22,9 Mio. 7,4 Mio 5,8 Mio. 
Chunghwa Telecom Multimedia OD 120.000 (11/2005)    

Quellen: Jupiter Research, WIK Analyse 

Triple Play-Angebote von 
Festnetzbetreibern: (in-
ter)nationale Prognosen 
Mit Blick auf die künftige Adoption 
und Diffusion von Triple Play/IPTV-
Diensten gibt es sehr unterschiedli-
che Prognosen. Diese Feststellung 
bezieht sich sowohl auf Deutschland 
als auch auf Prognosen für die welt-
weite Marktentwicklung. Die optimis-
tischste Prognose für Deutschland 

stammt von Booz Allen Hamilton (Ok-
tober 2006). Hier wird bis zum Jahre 
2011 erwartet, dass bis zu 12 Mill. 
Haushalte (d.h. ein knappes Drittel al-
ler TV-Haushalte) Triple Play-
Angebote nutzen werden, allerdings 
sind in dieser Zahl auch Triple Play-
Angebote von Kabelnetzbetreibern 
enthalten. Deutlich weniger positiv 
beurteilen die Analysten von A.T. 
Kearney die Marktchancen von Triple 
Play in Deutschland. Die Analysten 

vertreten die Meinung, dass es nur 
dann gelingt bis zum Jahr 2010 in 
Deutschland neun Prozent aller 
Haushalte (ca. 3,9 Mill.) zu Triple 
Play- Kunden zu migrieren, wenn 
tragfähige Geschäftsmodelle in Be-
zug auf Content entwickelt werden1.  

Für den Weltmarkt werden bis zum 
Jahre 2015 von verschiedenen Markt-
forschern zwischen 25 und 60 Mio. 
IPTV-Subscriber erwartet. Gemessen 
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an der gegenwärtigen Zahl von knapp 
1,3 Mrd. Festnetz-Anschlüssen, über 
2 Mrd. Mobilfunk-Anschlüssen und 
rund 220 Mio. Breitband-Anschlüssen 
wird also das weltweite Marktpotenzi-
al von IPTV als relativ begrenzt ein-
geschätzt. 

Triple Play-Angebote von 
Festnetzbetreibern: Chancen 
und Herausforderungen  
Festnetzbetreiber sehen sich beim 
Eintritt in den Markt für mediale Inhal-
te einem plattformübergreifenden 
Wettbewerb gegenüber. Sie konkur-
rieren mit ihrem Medienangebot z.B. 
gegen Kabelnetzbetreiber, Satelliten-
fernsehen, terrestrisches Fernsehen 
und eine Vielzahl („kostenloser“) me-
dialer Inhalte im Internet („You Tube“, 
Podcasts, usw.), um das begrenzte 
„Medienbudget“ (in Zeit- und Geld-
einheiten) der Endnutzer. Aus dieser 
Konstellation ergeben sich zwei wich-
tige Fragen für die Erfolgsaussichten 
von Triple Play-Strategien von Fest-
netzbetreibern: 

● Sind die Festnetzbetreiber in der 
Lage, ihre angestammte Endkun-
denbeziehung auch auf mediale 
Programmbouquets auszudeh-
nen? 

● Wie groß ist, speziell in Ländern 
mit traditioneller Free-TV-Vollver-
sorgung und geringer Pay-TV-
Penetration, die Zahlungsbereit-
schaft für die Medienangebote 
von Festnetzbetreibern? 

Eine gehobene Zahlungsbereitschaft 
dürfte nur dann vorliegen wenn es ei-
nem Anbieter gelingt, seine IPTV-
Inhalte so zu konzipieren, dass dem 
Endkunden ein signifikanter Mehrwert 
sowohl im plattformübergreifenden 
Wettbewerb als auch im Wettbewerb 
zu anderen Festnetzbetreibern offe-
riert werden kann. In Abbildung 1 
steht im Zentrum der Betrachtungen 
inwieweit ein Carrier über langfristige 
Alleinstellungsmerkmale (Strategic 
Assets) in seinem Produktportfolio 
verfügen kann.  

Eine Differenzierung anhand (in-
ter)nationaler TV-Programmen er-
scheint nicht möglich, denn die Ver-
marktungsstrategie der Content-
Provider basiert größtenteils auf dem 
Faktor „Reichweite“. Bei spezifischen 
Kanälen für dezidierte Zielgruppen 
(Fremdsprachen, Unterhaltung, Do-
ku/Info, Shopping, Fortbildung, edu-
tainment etc.) halten wir eine länger-
fristige Differenzierung kaum für mög-
lich, da „erfolgreiche“ Programmfor-
men mehr oder weniger leicht imitier-
bar sind. Dies gilt ebenso mit Blick 
auf interaktive Programmformen (Ka-

raoke, Spiele etc.). Mit Blick auf 
„Blockbuster“ ist eine andauernde Dif-
ferenzierung unseres Erachtens des-
halb kaum möglich, weil z.B. die gro-
ßen Filmstudios keine Exklusivrechte 
vergeben. Auch die Integration der 
Komponente Mobilfunk in Triple Play-
Angebote, das so genannte 
Quadruple Play, erscheint langfristig 
kaum als ein bedeutendes Alleinstel-
lungsmerkmal geeignet. Wir gehen 
davon aus, dass solche Bündellösun-
gen, so sie denn im Markt erfolgreich 
sind, von Festnetzbetreibern mit, aber 
auch solchen ohne Mobilfunksparte, 
im letzteren Fall über entsprechende 
kooperative Lösungen, angeboten 
werden (können). Mit Blick auf die 
"Veredelung" vorhandener Formate 
(z.B. Zusatzberichte, -events etc. zu 
erfolgreichen TV-Serien), für die man 
entsprechende Rechte besitzt, sehen 
wir eine Differenzierung als einge-
schränkt möglich an. Langfristig er-
scheinen somit lediglich Exklusivin-
halte und hier insbesondere Live-
Sport, Live-Konzerte etc. als wirksa-
mes Differenzierungspotential im 
Wettbewerb um mediale Inhalte. In-
cumbent-Festnetzbetreiber dürften im 
Vergleich zu Wettbewerbern hierbei 
Vorteile bei der Akquisition haben, da 
sie eher über die notwendigen finan-
ziellen Ressourcen verfügen.  

Triple Play-Angebote von 
Festnetzbetreibern: Implika-
tionen für Wettbewerbspoli-
tik und Regulierung 
In unseren Untersuchungen haben 
wir auch als Themenfeld adressiert, 

wie sich das regulatorische Umfeld 
für IPTV/Triple Play in unterschiedli-
chen Ländern gestaltet und welche 
wesentlichen Themenbereiche ge-
genwärtig in der Diskussion sind.  

Ein wesentlicher Diskussionspunkt in 
vielen Ländern ist gegenwärtig, ob 
IPTV als „Rundfunk“ oder als „Daten-
dienst“ zu klassifizieren ist. Hier gibt 
es unterschiedliche Auffassungen. In 
Hongkong gilt IPTV als Datendienst. 
Carrier benötigen keine zusätzliche 
Rundfunk-Lizenz für IPTV-Angebote. 
In Japan wird IPTV als eigenständi-
ges Medienformat in einem separaten 
Gesetz fixiert („Law concerning 
broadcast on telecommunications-
services“). In Taiwan wurde IPTV im 
Jahre 2004 durch Urteil des obersten 
Gerichtes als „Rundfunk“ klassifiziert 
und in die Zuständigkeit der Rund-
funkbehörde GIO übergeben. In 
Frankreich gilt IPTV als Sonderform 
des Rundfunks, da es andere Über-
tragungsinfrastrukturen nutzt  als der 
traditionelle Rundfunk. In Spanien 
gelten On Demand-Services als Da-
tendienst, Live-Broadcasting als 
Rundfunk. In den USA gilt IPTV als 
Rundfunk („Walks like a duck, quarks 
like a duck“). 

Auf europäischer Ebene werden 
IPTV-Inhalte durch den gegenwärtig 
diskutierten Neu-Entwurf der „EU-
Fernsehrichtlinie“ tangiert werden. 
Die Europäische Kommission unter-
scheidet in ihrem am 13.12.2005 pub-
lizierten Vorschlag zwischen linearen 
und nicht-linearen audiovisuellen Me-
diendiensten. Lineare audiovisuelle 
Mediendienste bezeichnen hierbei 
Fernsehformate die nach einem fes-

Abbildung 1: Differenzierungspotenziale im IPTV-Programmportfolio 

Portfolio-Bestandteil Differenzierungs-
potential 

Weiterverbreitung (inter)nationaler TV-Programme ("me too")  − 

Exklusivinhalte (z.B. Live-Sport, Konzerte, Events)  ++ 

Kanäle für Fremdsprachen, Unterhaltung, Doku/Info, Shop-
ping, etc. o 

Filmbibliotheken, "Blockbuster" o 

Spartenkanäle für "kleine Zielgruppen": Fortbildung, edutain-
ment,…. o 

Interaktive Programmformen: Karaoke, Spiele,….. o 

"Veredelung" vorhandener Formate (z.B. TV-Serien) + 

"Quadruple Play": Integration des Mobilfunks o 
 
Legende 
−  keine Differenzierung 
o Differenzierung kaum möglich, leicht imitierbar 
+  Differenzierung eingeschränkt möglich 
++  Differenzierung möglich 

Quelle: WIK-Analyse 
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ten Sendeschema ausgestrahlt wer-
den, während nicht-lineare audiovisu-
elle Dienste als „Video on Demand 
oder Internetbasierte Nachrichten, die 
der Nachfrager von den Anbietern 
bestellen muss2“ klassifiziert werden. 
Lineare audiovisuelle Dienste sollen 
in Zukunft technologieneutral in ähnli-
chem Maße regulatorische Betrach-
tung finden, wie zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt das traditionelle Fernsehen. 
Dies würde IPTV-Anbieter die solche 
Formate anbieten in gleichem Maße 
der Medienregulierung aussetzen wie 
traditionelle Fernsehsender und er-
hebliche Transaktionskosten bedin-
gen. Für nicht-lineare Dienste soll 
dem Ansinnen der Europäischen 
Kommission zufolge lediglich eine 
„minimale Regulierungsbasis“ in Be-
zug auf Jugendschutz und rassisti-
sche Inhalte gelten. Die von der EU 
intendierten Unterscheidungsmerk-
male werden von verschiedener Seite 
mehr oder weniger stark kritisiert, weil 
sie als nicht marktadäquat angesehen 
werden. Beispielsweise existieren be-
reits heute Sendeformate die sowohl 
nach einem festen Sendeschema ü-
bertragen werden, und dennoch auf 
Pay-per-View- Basis aktiv von End-
kundenseite angefordert werden (z.B. 
Live Fußball on Demand). 

In der wettbewerbspolitischen Litera-
tur zum Medienbereich ist die Ver-
meidung von Lock in-Effekten durch 
proprietäre Endgerätestandards (die 
dann den Kundennutzen beinträchti-
gen) ein langjähriger Diskussionsge-
genstand. In Deutschland hat die 
mögliche Marktsegmentierung über 
Conditional Access (CA)-Systeme be-
reits im Zusammenhang mit der Kirch 
d-box und Premiere eine wichtige 
Rolle gespielt. In der Framework Di-
rective 2002/21/EG: wird ausgeführt 
„Interoperability of digital interactive 
television services and enhanced 
television equipment … should be 
encouraged…“. In Deutschland legt 
der IV. Teil TKG fest: „Jedes zum 
Verkauf, zur Miete oder anderweitig 
angebotene digitale Fernsehemp-
fangsgerät, das für eine Zugangsbe-

rechtigung vorgesehen ist, muss Sig-
nale darstellen können, die dem ein-
heitlichen europäischen Codieralgo-
rithmus Common Scrambling ent-
sprechen….“. Es stellt sich natürlich 
die Frage ob z.B. ein Laptop etc. ein 
Fernsehempfangsgerät ist. Gleich-
wohl gehen wir davon aus, dass die-
se Rahmenbedingungen evtl. in ver-
änderter Form auch einen Einfluss im 
Bereich IPTV haben werden.  

Schließlich ist im Mediensektor die 
Frage der Medienkonzentration von 
besonderer Relevanz. Hierbei geht es 
im Kern darum die Meinungsvielfalt 
zu gewährleisten. Im Bereich IPTV 
könnte z.B. die Integration von Netz 
und Programminhalten in einem ein-
zigen Unternehmen „problematisch“ 
sein. Die Bedrohung der Meinungs-
vielfalt könnte hier insbesondere in 
der Bevorzugung eigener Inhalte lie-
gen.3 Darüber hinaus mag ein strate-
gisches Potential in der Preisgestal-
tung von Bündelprodukten (mit der 
Gefahr der Quersubventionierung) 
liegen. Gegenwärtig (noch) nicht viru-
lent aber gleichwohl schon im Markt 
prominenter diskutiert wird in 
Deutschland der Fall, dass die (domi-
nante) Deutsche Telekom Plattform-
betreiber und Allein-Rechteinhaber 
von wertvollen Exklusivinhalten wie 
der Fußball-Bundesliga wird.  

Resümee 
Triple Play-Aktivitäten von Festnetz-
Carriern sind derzeit ein weltweites 
Marktphänomen. Hongkong ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt der weltweit 
größte IPTV-Markt. In Europa ist 
Frankreich führend, allerdings sind 
die Penetrationszahlen noch gering. 
Selbst mittel- bis langfristig ist nur ei-
ne verhaltene Diffusion zu erwarten. 
Festnetzbetreiber verfügen über eine 
Vielfalt an Ausgestaltungsmöglichkei-
ten für ihr mediales Programmange-
bot. Mediale Inhalte können zum Teil 
Substitut oder zum Teil Komplement 
zum traditionellen Fernsehen sein. 
Große Teile des Programmportfolios 
können jedoch nicht als „strategic as-

set“ klassifiziert werden. Differenzie-
rung im Wettbewerb mit den alternati-
ven medialen Plattformen und mit 
konkurrierenden Telcos ist im We-
sentlichen lediglich über Exklusivin-
halte möglich. Aus regulatorischer 
Sicht wird zum gegenwärtigen Zeit-
punkt vor allem die Frage themati-
siert, ob IPTV Rundfunk ist oder ei-
nen Datendienst darstellt. Der Ein-
fluss der neuen EU-Fernsehrichtlinie 
auf die IPTV-Marktentwicklung ist bis-
lang noch nicht genau abzusehen. 
Die Unterscheidung zwischen linea-
ren und nicht linearen audiovisuellen 
Diensten erscheint vor dem Hinter-
grund der dynamischen Marktent-
wicklung im Bereich der medialen 
Applikationen langfristig nicht zu-
kunftssicher.  

Insgesamt stellt das Angebot von 
IPTV als add-on zum traditionellen 
Geschäft für Festnetzbetreiber wohl 
ein „must“ im Wettbewerb dar. 
Gleichwohl dürfte die Aquisition von 
(teueren und im Zeitablauf eher noch 
teurer werdenden) Exklusivinhalten 
im Wesentlichen nur über interne 
Subventionierung finanzierbar sein, 
d.h. IPTV-Exklusiv-Content ist als se-
parates Profit-Center einer Telco 
kaum refinanzierbar. Die primäre In-
tention von Triple Play-Strategien von 
Telcos, insbesondere den Incum-
bents, ist aus unserer Sicht daher die 
Stärkung der Endkundenbeziehung.  

Patrick Anell, Dieter Elixmann 

                                                           
1  Vgl. A.T. Kearney: Triple Play - Problemfall 

Deutschland (2006). 
2  Vgl. Europäische Kommission: Vorschlag 

für eine Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur Ko-
ordinierung bestimmter Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten 
über die Ausübung der Fernsehtätigkeit 
(2006). 

3  Diese Argumentation hat in der Vergan-
genheit bereits in den Fällen Liberty Media 
– Kabelnetze, Springer Verlag – Pro7-Sat1 
sowie Holtzbrink Verlag - Berliner Zeitung 
eine wichtige Rolle gespielt.  
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Konferenzen  

Improving the Regulatory Framework for 
Electronic Communications 

– Konferenz des WIK in Wroclaw – 
Das WIK hat in Zusammenarbeit mit 
der Universität Wroclaw/Polen und 
der Ungarischen Akademie der Wis-
senschaften eine viel beachtete Kon-
ferenz zur Überarbeitung des EU-
Regulierungsrahmens für elektroni-
sche Kommunikationsdienste durch-
geführt. Die Konferenz, die am 19. 
und 20. Oktober in Wroclaw stattfand, 
hatte zum Ziel, die Diskussion um die 
Weiterentwicklung des Regulierungs-
rahmens auch in Osteuropa weiter zu 
intensivieren. 

Nach den Einführungsreferaten von 
Urszula Kalina-Prasznic (Vizepräsi-
dentin der Universität Wrocław) und 
Marcel Reutt (UKE, polnische Regu-
lierungsbehörde) drehte sich die erste 
Sitzung um langfristige strategische 
Orientierungen von Regulierungsbe-
hörden. Dazu waren Vertreter von 
drei Regulierungsbehörden eingela-
den, die konkrete Regulierungsstra-
tegien entwickelt und veröffentlicht 
haben: Isolde Goggin (Chairperson 
der irischen Regulierungsbehörde 
ComReg), Ferenc Banhidi (Mitglied 
des Präsidiums der ungarischen Re-
gulierungsbehörde NHH) und Ale-
xandrina Hirtan (Vizepräsidentin der 
rumänischen Regulierungsbehörde 
ANRC) präsentierten und diskutierten 
die Regulierungsstrategien ihrer Or-
ganisationen. 

Die zweite Sitzung hatte die Vor-
schläge der europäischen Institutio-
nen zum Review zum Gegenstand. 
Sandra Keegan (DG Informationsge-

sellschaft der EU Kommission), Rei-
nald Krüger (DG Wettbewerb) und 
Annegret Gröebel (Bundesnetzagen-
tur, für die European Regulators 
Group) stellten die Vorschläge von 
Kommission und ERG vor. 

Die dritte und vierte Sitzung behan-
delte die Frage, ob der europäische 
Regulierungsrahmen neuen Techno-
logien und Geschäftsmodellen ange-
messen Rechnung trägt und ob er 
hinreichend Investitionen und Innova-
tionen fördert. Ulrich Stumpf (WIK-
Consult) erörterte Substitution und 
Konvergenz von Festnetz und Mobil-
funk, Jaroslaw Ponder (ITU) diskutier-
te NGN und Multi-Play Strategien, 
Chris Doyle (University of Warwick) 
befasste sich mit der Weiterentwick-
lung der EU Spektrumspolitik. Sion 
Jones (London Economics) behandel-
te die Auswirkungen des Regulie-
rungsrahmens auf Investitionen, Paul 
Richards (BT) addressierte die Be-
ziehungen zwischen technischem 
Fortschritt und Regulierung während 
Paul Ryan (Vodafone) auf mobilfunk-
spezifische Fragen fokussierte. 

Die fünfte Sitzung am zweiten Konfe-
renztag behandelte praktische Regu-
lierungsprobleme. Werner Neu (WIK) 
stellte die Kostenmodellierung für 
mobile Terminierungsraten vor, wäh-
rend Jaroskaw Niechcielski (Dialog 
Consult) über den Einfluss von Regu-
lierung auf die Wahl der Geschäfts-
modelle von alternativen Betreibern 
referierte. 

Die abschließende sechste Sitzung 
stellte ausgewählte Rechtsfragen des 
Reviews in den Mittelpunkt. Szabolcs 
Koppányi (Ungarische Akademie der 
Wissenschaften) behandelte Proble-
me im Zusammenhang mit der 
Durchsetzung des effektiven Rechts-
schutzes. Dariusz Adamski (Uni-
verstät Wroclaw) referierte über funk-
tionsfähigen Wettbewerb und „funkti-
onsfähige“ Regulierungsbehörden. 
Pierre Larouche (Universität Tilburg) 
hatte die Dreiecksbeziehung zwi-
schen Kommission, nationalen Regu-
lierungsbehörden und nationalen Ge-
richten zum Gegenstand. Bernd 
Holznagel (Universität Münster) dis-
kutierte die Implikationen der  EU 
Spektrumspolitik. Abschließend be-
fasste sich András Tóth (Ungarische 
Akademie der Wissenschaften) mit 
der Rolle von Wettbewerbsbehörden 
auf elektronischen Kommunikations-
märkten. 

Die Konferenz fand großen Anklang 
und war für die polnische Fachöffent-
lichkeit insofern von besonderer Be-
deutung, als sie eine der ersten grö-
ßeren Veranstaltungen zur Regulie-
rung von elektronischen Kommunika-
tionsmärkten in Polen darstellte. Das 
WIK setzt damit eine Veranstaltungs-
reihe fort, die mit den Konferenzen in 
Istanbul (2004, 2005) und Budapest 
(2005) begonnen haben. 

Ulrich Stumpf 

Konferenz des WIK und KCW über 
„Die Zukunft der Eisenbahn“ 

In den vergangenen Monaten ist dem 
Eisenbahnsektor in verkehrs- und fi-
nanzpolitischer, vor allem aber in 
wettbewerbs- und regulierungspoliti-
scher Perspektive große Aufmerk-
samkeit zugekommen. Zu nennen 
sind dabei insbesondere die für 2007 
geplante Verabschiedung des dritten 
europäischen Eisenbahnpakets, die 
Überprüfung der Umsetzung der Ge-
meinschaftsvorschriften von 2001 
(Erstes Eisenbahnpaket), die zu Be-

ginn dieses Jahres vollzogene Über-
tragung der mit der Kontrolle des Ei-
senbahninfrastrukturzugangs verbun-
denen Regulierungsaufgaben auf die 
Bundesnetzagentur, die Entschei-
dung über die Restrukturierung und 
Teilprivatisierung der Deutsche Bahn 
AG, die Gewährung öffentlicher Mittel 
für Eisenbahninfrastrukturinvestitio-
nen und den SPNV, die Verspätun-
gen im Personenverkehr (Ursachen, 
Ausgleichszahlungen) sowie die 

intramodale Wettbewerbsintensität 
und die intermodale Wettbewerbsfä-
higkeit des Eisenbahnsektors. Vor 
dem Hintergrund dieser kontrovers 
erörterten Aspekte hat das WIK zu-
sammen mit der KCW GmbH am 15. 
November 2006 in Berlin eine Tagung 
zum Thema „Die Zukunft der Eisen-
bahn“ veranstaltet, an der überwie-
gend Vertreter von Eisenbahnunter-
nehmen und Verkehrsverbünden, a-
ber auch von Banken, Beratungsun-
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ternehmen, Verbänden, Parteien und 
Behörden teilnahmen. Ziel der Veran-
staltung war es, aktuelle politische, 
regulatorische und rechtliche sowie 
speziell wettbewerbliche Fragestel-
lungen des Eisenbahnmarktes unter 
Berücksichtigung der anstehenden 
Aufgaben und der sich abzeichnen-
den Tendenzen zu beleuchten.1 

Nach einer thematischen Einführung 
von Herrn Dr. Karl-Heinz Neumann 
präsentierte Herr Wolfgang Küpper, 
Leiter des Referats Eisenbahnpolitik 
im Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung, die 
Grundzüge der deutschen Eisen-
bahnpolitik im Rahmen des verkehrs-
politischen Gesamtkonzeptes der 
Bundesregierung. Von der Erhöhung 
der Bundesmittel für die Durchfüh-
rung von Verkehrsinfrastrukturinvesti-
tionen profitiert seiner Einschätzung 
nach vorrangig der Schienenwege-
bau; Priorität kommt dabei − unter 
Berücksichtigung der Planungsvorga-
ben (BVWP 2003, Bedarfsplan für 
Bundesschienenwege, IRP 2006-
2010) − den Ersatzinvestitionen zu, 
aber auch die Erweiterungs- und 
Neuinvestitionen werden nicht ver-
nachlässigt. In marktordnungspoliti-
scher Hinsicht stehen die Förderung 
des intramodalen Wettbewerbs (Gü-
terverkehr, SPNV) und die Umset-
zung der gemeinschaftsrechtlichen 
Vorgaben vor allem zum Netzzugang 
im Mittelpunkt. Weiterführend bekräf-
tigte Herr Küpper, dass sowohl die 
bisherige Bilanz als auch die zukünf-
tige Ausrichtung der europäischen Ei-
senbahnpolitik2 von Deutschland un-
eingeschränkt begrüßt werden. Die 
viel versprechenden Perspektiven 
des Eisenbahngüterverkehrs und des 
Logistiksektors will die Bundesregie-
rung mit dem Masterplan Güterver-
kehr und Logistik, mit ordnungs- und 
steuerpolitischen Erleichterungen für 
den kombinierten Verkehr und mit 
dem Gleisanschlussförderprogramm 
unterstützen. Im SPNV sei trotz der 
Reduzierung der Regionalisierungs-
mittel eine ausreichende Infrastruktur- 
und Verkehrsbereitstellung gewähr-
leistet (Kompensation für Bundeslän-
der, Dynamisierungslinie). Einer in-
termodalen Angleichung der steuerli-
chen und finanziellen Wettbewerbs-
bedingungen (Aufhebung der Mine-
ralölsteuerbefreiung für den Luft- und 
Seeverkehr) widersetzten sich vor al-
lem andere EU-Mitgliedstaaten. Hin-
terfragt wurde im nachfolgenden Mei-
nungsaustausch vor allem die Auffas-
sung, dass das gefundene Kompro-
missmodell zur Teilprivatisierung der 
Deutsche Bahn AG eindeutig inter-
pretierbar und für den Bund (Haus-
haltsentlastung, Infrastrukturverant-
wortung), das Unternehmen selbst 

(Profitabilität, Systemvorteile), den 
Eisenbahnsektor (Leistungsfähigkeit, 
Wettbewerb) und die Gesellschaft 
eindeutig vorteilhaft sei. 

Daran anschließend erläuterte Herr 
Jan Scherp von der Europäischen 
Kommission die Grundzüge der ge-
meinschaftlichen Eisenbahnpolitik. 
Mit der im Juni 2006 vollzogenen Re-
vision des Verkehrsweißbuchs von 
2001 sei die Strategie der Verkehrs-
verlagerung auf die Eisenbahn durch 
eine Fokussierung auf die Nutzung 
der spezifischen Systemvorteile und 
auf die Förderung der Komodalität 
der Verkehrsträger abgelöst worden; 
als Schwerpunkte der Eisenbahnpoli-
tik gelten aber nach wie vor die Libe-
ralisierung des Eisenbahngüter- 
(2007) und -personenverkehrs (ge-
plant für 2010/2012), die Systeminte-
roperabilität und Eisenbahnsicherheit, 
die Angleichung der finanziellen und 
steuerlichen Wettbewerbsbedingun-
gen (insbesondere Anlastung der 
Wege- und externen Kosten) sowie 
die Finanzierung der transeuropäi-
schen Verkehrsnetze und die Förde-
rung des kombinierten Verkehrs. 
Während die Kommission die Umset-
zung des Ersten Eisenbahnpakets 
überwiegend positiv bewertet (Aus-
nahmen: Kompetenzen der Regulie-
rungsstellen, Angebot von Service-
diensten), bereitet ihr vor allem die 
Entwicklung des Eisenbahnperso-
nenverkehrsmarktes Sorgen; beim 
Eisenbahngüterverkehr ist der in vie-
len Mitgliedstaaten nur geringe intra-
modale Wettbewerb zu bemängeln. 
Kritisch zu betrachten sei auch das in 
den mittel- und osteuropäischen 
Staaten hohe Trassenpreisniveau für 
den Güterverkehr. Handlungsbedarf 
sieht die Kommission u.a. hinsichtlich 
der kommerziellen Ausrichtung der 
Eisenbahnunternehmen und ihrer fi-
nanziellen Sanierung, des Abschlus-
ses gemeinwirtschaftlicher Verkehrs-
verträge, der Entbündelung von Infra-
struktur- und Verkehrsbetrieb, der 
Handlungsfähigkeit der Regulierungs-
stellen und der Überprüfung des Zu-
gangs zu Servicediensten. 

Die drei folgenden Vorträge beschäf-
tigten sich dann mit regulatorischen 
Aspekten. Einleitend stellte Herr Prof. 
Dr. Karsten Otte, Leiter des Aufbau-
stabes Schienenregulierung der Bun-
desnetzagentur, die im Allgemeinen 
Eisenbahngesetz verankerten Kom-
petenzen des Regulierers vor, blickte 
auf die bisherigen Tätigkeiten zurück 
und informierte das Auditorium über 
die kurzfristig anstehenden Vorhaben, 
wie die Prüfung der Nutzungsbedin-
gungen weiterer Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen und der Neufassun-
gen von Nutzungsbedingungen sowie 
die Förderung des Zugangs zu Servi-

ceeinrichtungen. Langfristig sollte ne-
ben der Marktbeobachtung vor allem 
die Schnittstellenkontrolle von Rele-
vanz sein, worunter die verschiede-
nen Formen der Entflechtung von Ei-
senbahninfrastruktur und Verkehrs-
leistungsproduktion (Prüfung des 
technischen Netzzugangs, personel-
ler Verflechtungen sowie von Beherr-
schungsverträgen und Entschei-
dungsverfahren), die Stilllegung von 
Infrastrukturen und die Zusammen-
schaltung fallen. Da diese Zuständig-
keiten im Gegensatz zur eigentlichen 
Netzzugangsregulierung, die der 
Bundesnetzagentur obliegt, in den 
Verantwortungsbereich des Eisen-
bahnbundesamtes sowie der Auf-
sichts- und Genehmigungsbehörden 
der Bundesländer fallen, sei eine Klä-
rung der Verantwortlichkeiten und ei-
ne Stärkung der Regulierungsfunktion 
unabdingbar. Als einen dritten 
Schwerpunkt bezeichnete Prof. Otte 
den Einstieg in die ökonomische Ent-
geltregulierung, die durch die Ver-
schiedenheit der Regelungen für 
Schienenwege und Serviceeinrich-
tungen sowie die Widersprüchlichkeit 
der Vorgaben erschwert werde. Klä-
rungsbedürftig seien u.a. das maß-
gebliche Entgeltniveau, die Beurtei-
lung von Aufschlägen auf die Grenz- 
bzw. Zusatzkosten, die Bestimmung 
der Effizienzkosten und der ange-
messenen Rendite, zahlreiche kos-
tenrechnerische Einzelfragen (Kon-
zernumlage, kostenmindernde Erlöse, 
öffentliche Zuschüsse, kalkulatorische 
Abschreibungen, Personalreserven), 
einige Sonderfälle (Regional- und 
Auslastungsfaktor, Stationspreise, 
Bahnstrom) und die Kontrolle von An-
reizelementen. 

Der Verfasser adressierte in seinen 
Ausführungen zu den ökonomischen 
Aspekten der Trassenpreisbildung die 
Unterbrechungs-, Knappheits- und 
Lärmkosten im Eisenbahnwesen so-
wie ihre Berücksichtigung im Rahmen 
von Netznutzungsentgelten. Bezüg-
lich der Unterbrechungs- und Knapp-
heitskosten sind zahlreiche Kostenka-
tegorien bzw. -treiber und geeignete 
Bemessungsgrundlagen zu identifi-
zieren. Die Monetarisierung der Un-
terbrechungs- (zusätzliche Betriebs-
kosten, Zeitverluste über Lohnsätze 
und Zahlungsbereitschaften) und 
Knappheitskosten (Opportunitätskos-
ten) wirft vielfältige methodische 
Probleme auf und führt zu stark di-
vergierenden Zeitkostenschätzungen. 
Eine Implementierung der Entgelte 
sollte über Bonus-/Malussysteme und 
Entschädigungsregelungen (Unter-
brechungskosten) bzw. über Elemen-
te auf Grenz-/Zusatzkostenbasis, 
Preisdifferenzierungen und die Bil-
dung von Streckenkategorien (Knapp-
heitskosten) erfolgen. Die Berücksich-
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tigung von Unterbrechungskosten in 
Trassenpreissystemen steht in Euro-
pa noch am Anfang, die Einbezie-
hung der Infrastrukturkapazitätsaus-
lastung ist hingegen weiter fortge-
schritten. Auch hinsichtlich der Lärm-
kosten bereiten die Identifikation der 
Kostentreiber und Bemessungsgrund-
lagen sowie die Monetarisierung 
(Schadenfunktionen, direkte und indi-
rekte Zahlungsbereitschaftsmetho-
den) erhebliche Schwierigkeiten. Die 
theoretisch optimale Anlastung sozia-
ler Grenzkosten ist an den in der Pra-
xis noch seltenen Differenzierungen 
des Trassenpreises sowie an den 
Auf- bzw. Abschlägen nach Strecken- 
oder Fahrzeugart zu spiegeln. 

Den Vormittag beschloss Herr Horst-
Peter Heinrichs, Referatsleiter in der 
Bundesnetzagentur, mit einem Vor-
trag über die Nutzungsbedingungen 
deutscher Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmen. Nach einem Überblick zur 
Organisation und Personalstärke, zu 
den Kompetenzen und dem eigenen 
Grundverständnis des Aufbaustabes 
Schienenregulierung sowie zu den 
einschlägigen rechtlichen Rahmen-
bedingungen beschrieb er die not-
wendigen Bestandteile von Nut-
zungsbedingungen und die bisherige 
diesbezügliche Prüfungstätigkeit der 
Bundesnetzagentur. Hinsichtlich der 
Bereitstellung von Informationen über 
die Infrastrukturen und Dienstleistun-
gen, der Leistung von Sicherheiten, 
der Entgeltgrundsätze und der Kon-
fliktlösungsmechanismen seien kaum 
Bedenken aufgekommen; unkonditio-
nierte Entscheidungsspielräume und 
Bemühensklauseln, das Betretungs-
recht für Fahrzeuge und bestimmte 
Leistungsverweigerungsrechte hätten 
jedoch zu Beanstandungen geführt. 
Abschließend spezifizierte Herr Hein-
richs die bereits von Prof. Otte ge-
nannten anstehenden Aufgaben im 
Hinblick auf die Kontrolle der Nut-
zungsbedingungen. 

Am Nachmittag ging zuerst Herr Prof. 
Dr. Alexander Eisenkopf von der 
Zeppelin University Friedrichshafen 
auf die intermodale Wettbewerbsfä-
higkeit der Eisenbahn und die Ent-
wicklung des intramodalen Wettbe-
werbs ein. In Europa und auch spe-
ziell in Deutschland hat der Verkehrs-
träger Eisenbahn in den letzten 30 
Jahren im Personenverkehr, vor al-
lem aber im Güterverkehr aus mehre-
ren Gründen erhebliche Marktanteils-
verluste hinnehmen müssen; in den 
letzten zehn Jahren konnte der Ab-
wärtstrend jedoch zumindest abge-
bremst bzw. in Deutschland sogar 
gestoppt werden (Hypothese der 
„stabilen Nische“). Zu berücksichtigen 
seien jedoch die erheblichen öffentli-
chen Zuwendungen an das Eisen-

bahnsystem. Eine Sicherstellung der 
intermodalen Wettbewerbsfähigkeit 
ist nach Auffassung des Referenten 
nur durch intramodalen Wettbewerb 
(Liberalisierung, freier Netzzugang) 
und entsprechende Begleitmaßnah-
men (Interoperabilität, Abbau von 
Subventionen, Strukturreformen, ei-
gentumsrechtliche Trennung) mög-
lich. Während im Eisenbahnperso-
nenfernverkehr kaum Wettbewerb 
herrsche (Gründe: keine Subventio-
nen, hohe ökonomische Marktzu-
trittsbarrieren, Kollusion ehemaliger 
Staatsbahnen), sei im SPNV zumin-
dest Wettbewerb um die Akquisition 
der zu vergebenden gemeinwirt-
schaftlichen Verkehrsverträge anzu-
treffen; allerdings seien mehr Aus-
schreibungen und kürzere Vertrags-
laufzeiten notwendig. Der Wettbe-
werb im Eisenbahngüterverkehr kön-
ne als dynamisch charakterisiert wer-
den (Ganzzugverkehre auf langen 
Strecken), das Verlagerungspotenzial 
von der Straße sei aber begrenzt. Als 
strukturelle Probleme bezeichnete 
Prof. Eisenkopf die Mängel der ver-
wendeten Wettbewerbsindizes sowie 
die Existenz von Diskriminierungspo-
tenzialen eines monopolistischen Inf-
rastrukturanbieters und eines integ-
rierten Eisenbahnunternehmens, was 
eine Regulierung durch eine starke 
Bundesnetzagentur und eine eigen-
tumsrechtliche Aufspaltung der Deut-
sche Bahn AG erforderlich mache. 

Herr Dr. Roman J. Brauner von der 
Rechtsanwaltskanzlei Brauner & Satt-
ler befasste sich danach mit rechtli-
chen Aspekten der Eisenbahnpolitik, 
indem er die Wechselwirkungen zwi-
schen Eisenbahnrecht und -politik 
analysierte, materielle Rechtsmaß-
stäbe darlegte, die Verwaltungs- und 
Gerichtskontrolle diskutierte sowie 
Vollzugs- und Regelungsdefizite auf-
zeigte. Beispielhaft verdeutlicht wur-
den die Ausführungen an mehreren 
Fällen: Grundstücksgeschäfte der 
Deutsche Bahn AG in Hamburg; Ent-
wertung fremder Eisenbahninvestitio-
nen (KV-Terminal); Rückzahlung von 
Trassenentgelten nach dem Trassen-
preissystem 1998; Nachforderung 
einbehaltener Diskriminierungsab-
schläge für die Lieferung von Bahn-
strom. 

Thema des Referats von Herrn Prof. 
Klaus-Dieter Scheurle, Credit Suisse 
Securities (Europe), war die Begut-
achtung von Eisenbahnunternehmen 
aus der Sicht des Kapitalmarktes. Als 
Einführung dienten dabei eine histori-
sche Darstellung der Eisenbahnpriva-
tisierung, eine Systematisierung der 
heutige tätigen Eisenbahngesell-
schaften (Staatsbahnen, private Ei-
senbahnen, börsengelistete Unter-
nehmen in Nordamerika und Japan) 

und eine Kapitalmarktbetrachtung des 
Verkehrssektors (Entwicklung der 
Börsenkurse). Die Beurteilung eines 
konkreten Privatisierungsvorhabens 
bedarf der Untersuchung kritischer 
Erfolgsfaktoren, die im Eisenbahnsek-
tor den rechtlichen und regulatori-
schen Rahmen, die hohe Kapital-
marktintensität, die Langfristigkeit der 
Finanzierungsvereinbarungen, den 
Geschäftsplan und die Finanzprogno-
sen sowie den intermodalen Wettbe-
werbs betreffen. Bewertet werden 
kann die Kapitalmarktfähigkeit an-
hand finanzwirtschaftlicher Kennzah-
len, operativer Erfolgsfaktoren 
(Marktposition, Geschäftsfelder), stra-
tegischer Erfolgsfaktoren (Unterneh-
mensstrategie, Management) und 
rechtlicher Vorgaben (Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarungen, Ver-
gaberecht). Laut Prof. Scheurle spre-
chen die Entwicklung der Kennzahlen 
der Deutsche Bahn AG und ein Ver-
gleich mit dem KGV anderer Ver-
kehrs-, Logistik- und Energieunter-
nehmen aus Kapitalmarktsicht für ei-
ne rasche Privatisierung; bedenklich 
sei jedoch die lange Dauer des Libe-
ralisierungs-, Restrukturierungs- und 
Privatisierungsprozesses im Eisen-
bahnsektor. 

Den Schlusspunkt der Konferenz bil-
dete eine Podiumsveranstaltung über 
Aspekte des Netzzugangs und des 
Wettbewerbs im Eisenbahnverkehr 
mit Herrn Hartmut Gasser, Geschäfts-
führer von Rail4chem Eisenbahnver-
kehrsgesellschaft mbH, Herrn Wolf-
gang Meyer, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Abellio GmbH, 
und Herrn Joachim Fried, Konzern-
bevollmächtigter der Deutsche Bahn 
AG für europäische Angelegenheiten, 
Wettbewerb und Regulierung. Herr 
Gasser vertrat dabei die Meinung, 
dass die Wettbewerbsintensität und 
der Marktanteil alternativer Anbieter 
im Eisenbahngüterverkehr noch zu 
gering seien. Ein integrierter DB-
Konzern habe auch weiterhin ein er-
hebliches Diskriminierungs- und 
Quersubventionierungspotenzial. Herr 
Meyer unterstützte diese Ansicht und 
wies zudem auf die problematische 
Bilanzierungsregelung des Privatisie-
rungsmodells und eine Überkompen-
sierung der DB Regio AG im SPNV 
hin. Beide bestritten, dass eine Regu-
lierung von Vorleistungsentgelten 
durch die Bundesnetzagentur im Hin-
blick auf eine Minimierung von Dis-
kriminierungspotenzialen und eine ef-
fiziente Leistungsbereitstellung eher 
zielführend sei als eine Entbündelung 
des Infrastruktur- und Verkehrsbe-
reichs der Deutsche Bahn AG. Herr 
Fried betonte hingegen den im euro-
päischen Vergleich hohen Wettbe-
werbsgrad des deutschen Eisenbahn-
marktes. Im Güterverkehr sei die 
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Konkurrenz im grenzüberschreiten-
den Ganzzugverkehr stark ausge-
prägt, im Personenfernverkehr müsse 
die Deutsche Bahn AG den Angebo-
ten von Billigfliegern begegnen, und 
im SPNV manifestiere sich der Wett-
bewerb über die Vergabe gemeinwirt-
schaftlicher Verkehre. Die neuen Vor-
gaben zur Restrukturierung und Pri-
vatisierung der Deutsche Bahn AG 
sollten erst „ausgetestet“ werden; das 
Unternehmen sei aber börsenreif. Die 
Intensität der Eisenbahnregulierung 
stufte er als relativ hoch ein. 

Zusammenfassend kann festgestellt 
werden, dass die Positionen zu den 
eisenbahnpolitischen Leitlinien, zur 
Restrukturierung und Privatisierung 
der Deutsche Bahn AG, zu den be-
stehenden Diskriminierungspotenzia-
len und zur Stärke der Eingriffsbefug-
nisse der Bundesnetzagentur sowie 
zur Ausprägung des intramodalen 
Wettbewerbs nach wie vor stark kont-
rär sind. In diesem Kontext bot die 
Konferenz − auch angesichts ihrer 
zeitlichen Terminierung − eine hervor-
ragende Gelegenheit zum Austausch 

der verschiedenen Auffassungen ü-
ber die gegenwärtige Situation und 
die Zukunftsperspektiven des Ver-
kehrsträgers Eisenbahn. 

Gernot Müller 

                                                           
1 Die Präsentationen können von der Website 

des WIK (www.wik.org) heruntergeladen 
werden. 

2 Vgl. dazu die nachfolgenden Ausführungen 
zum Vortrag von Herrn Jan Scherp (Europä-
ische Kommission). 

Mobile Enterprise-Solutions als neuer Wachs-
tumsmarkt. Das BMWi führt seinen 2. Jahres-

kongress zu MobilMedia durch1 
Auf der Einführung breitbandiger mo-
biler Anwendungen in Unternehmen 
(Mobile Enterprise-Solutions (MES) 
ruhen seit einigen Jahren die hohen 
Erwartungen von Endgeräte-Her-
stellern, Netzbetreibern, Dienstean-
bietern sowie Systemintegratoren. 
Aber erst mit dem Ausbau der GSM- 
und UMTS-Netze sowie größerer 
Bandbreiten, der Verfügbarkeit leis-
tungsfähigerer Endgeräte, sinkender 
Kommunikationskosten sowie eines 
intensivierten Dienstewettbewerbs 
der Mobilfunkanbieter wurden in den 
letzten zwei bis drei Jahren ange-
botsseitig die Weichen für eine breite 
Marktdurchdringung sowie die Einbet-
tung mobiler Lösungen in die Ge-
schäftsprozesse von Unternehmen 
gestellt. Nach Meinung vieler Exper-
ten kommt den mikro- und makroöko-
nomischen Effekten mobiler Anwen-
dungen eine kaum zu unterschätzen-
de Bedeutung zu. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi) hat daher 
einen Förderwettbewerb zu „Sichere 
Anwendung der mobilen Informati-
onstechnik zur Wertschöpfungsstei-
gerung in Mittelstand und Verwaltung“ 
(SimoBIT) ausgeschrieben und die 
Gewinnerprojekte auf dem 2. Jahres-
kongress MobilMedia, der am 22./23. 
November in Köln stattfand, vor über 
150 Teilnehmern bekannt gegeben.2 
Im Rahmen von 9 Pilotprojekten sol-
len Erfahrungen mit MES im konkre-
ten Anwendungskontext gesammelt 
werden. Gleichzeitig hat der BMWi im 
Rahmen dieser Veranstaltung die 
Förderplattform MobilMedia an den 
Branchenverband BITKOM überge-
ben. 

Zäsur auf dem Massenmarkt 
für Mobilfunk 
Im Rahmen einer Podiumsdiskussion 
wurde am 2. Tag der Veranstaltung 
zunächst der allgemeine Rahmen der 
aktuellen Entwicklungen im Mobil-
funksektor abgesteckt und eingehend 
diskutiert. Vertreten in diesem Panel 
waren Repräsentanten der führenden 
europäischen Beratungsinstitute 
Gartner (M. Gutberlet), Booz Allen 
Hamilton (R. Friedrich), Ovum 
Deutschland (D. Bieler), Detecon In-
ternational, Südafrika (F. Milosevic), 
Berlecon Research (N. Dufft) sowie 
WIK (F. Büllingen).  

Die Teilnehmer waren sich weitge-
hend einig, dass in Bezug auf das In-
novationsverhalten der TK-Branche 
die wichtigsten Anstöße stets von den 
kleineren Unternehmen ausgingen 
(M. Gutberlet). Großen Unternehmen 

fehle häufig die Innovationskraft. 
Kleine Unternehmen hingegen hätten 
häufig Schwierigkeiten, ihre Dienste 
zu vermarkten, da die Netzbetreiber 
oft eine Kooperation verweigerten. 
Überhaupt fehle der Branche zu sehr 
die Bereitschaft zum Austausch, da 
die Margen der marktdominanten 
Player (noch) sehr hoch seien (R. 
Friedrich).  

Es wurde allerdings bemerkt, dass 
diese Feststellungen eine Moment-
aufnahme darstellten, denn der Mobil-
funkmarkt stehe vor einer wichtigen 
Zäsur (F. Büllingen). Nachdem der 
Massenmarkt, trotz der weiteren Pe-
netration von SIM-Karten, zuneh-
mend Tendenzen zur Sättigung zei-
ge, seien Netzbetreiber und Dienste-
anbieter gezwungen, neue Segmen-
tierungs- und Kooperationsstrategien 
zu erproben. In diesem Zusammen-
hang wurde der Cross-Selling-Ansatz 

Abbildung 1: Mobile Enterprise-Solutions als Bestandteil betrieblicher 
Wertschöpfungsprozesse 
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von O2 (Kooperation mit Tschibo) 
sowie die Mehrmarkenstrategie des 
Anbieters e-plus (simyo, base) als 
besonders erfolgreich bewertet.  

e-plus sei es mit seinen neuen, einfa-
cheren und transparenteren Tarifmo-
dellen gelungen, die bislang wenig 
mobilfunk-affinen Bevölkerungs-
schichten (Kinder, Hausfrauen, Älte-
re) zu erreichen. Gleichzeitig hätten 
die neuen Tarife eine enorme Preis-
senkung bewirkt, die alle Anbieter 
zwinge, neue Konzepte zur Sicherung 
des ARPU zu entwickeln, zumal die 
Preiselastizität derzeit den Wert 1 un-
terschreite.  

Der Zwang zur Neuorientierung wer-
de durch die Senkung der Terminie-
rungsentgelte sowie der Roamingge-
bühren weiter verschärft. Außerdem 
drohe künftig eine Deckelung des 
Umsatzes auf Grund der Einführung 
echter Flatrates. Insofern müssten al-
le Anbieter daran interessiert sein, 
neue Geschäftsmodelle zu entwi-
ckeln, die einen nachhaltigen Beitrag 
zum Umsatz und zur Sicherung der 
Marge leisten könnten. Es sei schwer 
vorstellbar, die Mobilfunkanbieter 
künftig nur in der Rolle des Betreibers 
einer Bit-Pipe zu sehen. Die Vermark-
tung von MES, die nur in Kooperation 
mit regionalen IT-Dienstleistern oder 
Systemintegratoren möglich sei, kön-
ne daher eine wichtige Ergänzung 
bestehender Geschäftsmodelle sein 
(N. Dufft). 

Erfolgreiche Mobile Busi-
ness-Solutions in der Praxis 
In der zweiten Session der Veranstal-
tung wurden erste Erfolgsmodelle von 
MES vorgestellt. Am Beispiel von Toll 
Collect verdeutlichte J. Springer die 
verschieden Schwierigkeiten der Imp-
lementierung, aber auch die Bedeu-
tung des wirtschaftlichen Erfolgs die-
ses Systems für den Bundeshaushalt. 
Dass sich auch im Bereich Mobile 
Payment inzwischen gangbare und 
preisgünstige Lösungen etablieren, 
wurde durch die Vorträge von B. 
Horster (vivai) sowie E. Ortwein (pay-
box solutions) veranschaulicht. Ins-
besondere zeigt das Beispiel paybox, 
dass innovative und funktionale Lö-
sungen geeignet sind, um ausländi-
sche Märkte zu erobern. Dies gilt ins-
besondere für Länder mit unterentwi-
ckelten Finanzdienstleistungsmärkten 
wie beispielsweise Indien. 

Als ein drittes Beispiel wurde eine 
Anwendung im Bereich Telemedizin 
vorgestellt (H. Korb, Personal Heart-
Care Telemedicine Services Deutsch-
land). Hierbei wurde insbesondere 
auf die demografische Entwicklung 
und die dadurch bedingte Zunahme 

von Herzerkrankungen hingewiesen. 
Es wurde gezeigt, dass mobile Moni-
toring-Lösungen für gefährdete Pati-
enten nicht nur einen wichtigen Bei-
trag zur Erhöhung der Versorgungs- 
und Lebensqualität leisten können, 
sondern durch Prävention auch einen 
substantiellen Beitrag zu Kostensen-
kung durch Vermeidung von stationä-
ren Behandlungen. 

Aktuelle empirische Daten 
zu Mobile Enterprise-
Solutions  
In einem vierten Beitrag wurden am 
Nachmittag die Ergebnisse einer ak-
tuellen Studie zu MES des WIK - ba-
sierend auf einer Online-Erhebung - 
vorgestellt (F. Büllingen). In der Ana-
lyse wurde herausgearbeitet, dass 
MES auf jeder Stufe der Wertschöp-
fung wichtige Beiträge zur Optimie-
rung von Geschäftsprozessen leisten 
können (vgl. Abbildung 1). Entspre-
chend der Analyse sind MES geeig-
net, die Produktivität von Unterneh-
men in beträchtlichem Umfang zu 
steigern. Die empirische Erhebung, 
die im Januar 2006 unter über 1000 
KMU/SOHO durchgeführt wurde, 
zeigt gleichzeitig, dass die Erwartun-
gen fast aller befragten Unternehmen 
an MES sehr hoch sind. Besondere 
Unterstützung durch MES erwarten 
KMU/SOHO im Bereich Vertrieb, Un-
ternehmensleitung sowie Customer 

Relation Management. Kosteneinspa-
rungen werden insbesondere bei Rei-
sen, Service sowie Transport und Lo-
gistik erwartet. 

Total cost of ownership und 
IT-Sicherheit als Barrieren 
Neben den Nutzen sehen 
KMU/SOHO allerdings auch eine 
Reihe von Barrieren. Hierzu zählen 
vor allem die Installationskosten, der 
administrative Aufwand sowie die Be-
triebskosten. Total cost of ownership 
wird daher als ein wichtiger Hemm-
faktor angesehen, der einer schnellen 
und flächendeckenden Verbreitung 
von MES entgegensteht. Als wichtigs-
te Barriere aber gilt kleinen Unter-
nehmen der Bereich der IT-Sicher-
heit. Mehr als 80% aller befragten Un-
ternehmen sehen in Angriffen durch 
Viren und Trojaner, 73% im Verlust 
oder Diebstahl von Endgeräten, 51% 
im Verlust von Daten sowie 25% in 
der Wirtschaftsspionage ein bedeu-
tendes Hemmnis für den Einsatz von 
MES (vgl. Abbildung 2). Obwohl es 
hier entsprechende Lösungen und 
auch Diensteangebot gibt, befindet 
sich die Implementierung erst in den 
Anfängen. 

Für die Anwender erscheint es daher 
hilfreich, wenn sie verstärkt auf Wis-
sen über „Best Practices“ im In- und 
Ausland zurückgreifen können. Dies 
gilt auch in Hinblick auf die Einfüh-

Abbildung 2: IT-Sicherheit beim Einsatz von Mobile Enterprise-
Anwendungen 
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rung mobiler Telearbeit, die häufig mit 
sozialen Friktionen für Angestellt so-
wie Aushandlungsprozessen mit Be-
triebsräten verbunden ist. Darüber 
hinaus wünschen sich KMU/SOHO 
mehr Informationen über Public Key 
Infrastructure („mobile Digitale Signa-
tur), mobile Bezahlverfahren sowie 

Lösungen für ein Verfügbarkeitsma-
nagement bei Verlust oder Dieb-
stahl.3 

Franz Büllingen 

                                                           
1 MobilMedia Jahreskongress 2006, 22. und 

23. November, EXPO XXI Köln; 
http://www.wofm.de/mobilmedia. 

 
2 www.simobit.de. 
3 Die Studie wurde in der Reihe WIK-

Diskussionsbeiträge als Nr. 282 veröffent-
licht unter dem Titel: Mobile Enterprise-
Solutions – Stand und Perspektiven mobiler 
Kommunikationslösungen in kleinen und 
mittleren Unternehmen. Die Studie wurde 
vom BMWi beauftragt. Sie wurde gespon-
sert von der debitel AG. 

Nachrichten aus dem Institut  

WIK-Wasserexperte als 
Sachverständiger beim Par-
lamentarischen Beirat für 
nachhaltige Entwicklung 

Am 25.10.2006 lud der Parlamentari-
sche Beirat für nachhaltige Entwick-
lung des Deutschen Bundestages zu 
seiner ersten öffentlichen Anhörung 
zum Thema "Demographie und Infra-
struktur" ein.  

Ausgangspunkt für diese Anhörung 
war die Erkenntnis, dass die bisherige 
Debatte zum demographischen Wan-
del sich weitgehend auf den wach-
senden Reformbedarf der sozialen 
Sicherungssysteme sowie auf die fis-
kalischen Auswirkungen beschränkte. 
Die Nah- und Fernwirkungen des 
demographischen Wandels auf die 
Infrastrukturentwicklung spielten hin-
gegen nur eine untergeordnete Rolle. 

Der Parlamentarische Beirat lud ne-
ben Herrn Dr. Oelmann als anerkann-
tem Wasser- und Abwasserexperten 
(u.a. Forschungspreis der Uni Köln 
für seine Dissertation zum Thema der 
Neuausrichtung der deutschen Was-
server- und Abwasserentsorgung) 
weitere Sachverständige ein. So skiz-
zierte Herr Andreas Esche, Leiter der 
Aktion Demographischer Wandel der 
Bertelsmann Stiftung, zunächst die 
grundsätzlichen Ausprägungen der 
Bevölkerungsschrumpfung und 
-wanderung für verschiedene Regio-
nen. Frau Prof. Annette Spellerberg 
(TU Kaiserslautern) referierte über die 
sozialen Folgen in schrumpfenden 
Städten und Herr Prof. Udo Becker 
(TU Dresden) stellte die Herausforde-
rungen im Bereich der Verkehrspla-
nung dar.  

Herr Dr. Oelmann skizzierte zunächst 
die Auswirkungen des demographi-
schen Wandels auf Wasserpreise 
sowie Wasser- und Abwassergebüh-
ren. Gerade ostdeutsche Kommunen 
werden in Einzelfällen extreme An-
stiege erleben. Vor diesem Hinter-

grund argumentiert Herr Dr. Oel-
mann, den wasserwirtschaftlichen 
Ordnungsrahmen nachhaltig umzu-
gestalten.  

Dies betrifft erstens die Nutzung der 
Institution Wettbewerb. Meint man, 
auf dem derzeitigen freiwilligen 
Benchmarking aufsetzen zu wollen, 
fordert er zumindest eine stärkere 
Transparenz sowie eine verpflichten-
de Teilnahme an einem begleitend 
einzuführenden Rating-Verfahren. 
Zweitens empfiehlt Herr Dr. Oelmann, 
die derzeitigen Anreize so zu ändern, 
dass die Unternehmen effizient und 
nachhaltig bauen. Derzeitige Regel-
werke führen zu einer zu hohen Kapi-
talintensität. Drittens spricht er sich 
für eine interkommunale Zusammen-
arbeit, egal ob unter kommunaler o-
der privater Führung, aus. Der Druck, 
größere Einheiten zu bilden, sollte 
von politischer Seite erheblich erhöht 
werden. Viertens regt Herr Dr. Oel-
mann die Unternehmen an, zum bes-
seren Nachfragemanagement von 
ausgefeilteren Tarifmodellen Ge-
brauch zu machen. 

Seine Stellungnahme im Vorfeld der 
Anhörung sowie das Wortprotokoll 
sind unter http://www.bundestag.de/ 
parlament/ gremien/parl_beirat/ an-
hoerungen/6_sitz/ abrufbar.  

Mobilfunk Kostenmodell in 
Australien übergeben 

Auf einem Projekttreffen mit der 
Australian Competition and Consu-
mer Commission (der australischen 
Regulierungsbehörde, die u. a. für die 
Regulierung der Telekommunikati-
onsmärkte zuständig ist) hat WIK-
Consult ein Kostenmodell übergeben. 

Mit diesem in den letzten 6 Monaten 
erstellten Modell, können die Kosten 
von Mobilfunkleistungen, insbesonde-
re für die Mobilterminierung ermittelt 
werden. Das Modell errechnet die 

nach dem Total Service Long Run 
Incremental Cost Standard ermittelten 
Kosten von Mobilfunkbetreibern und 
fußt auf einem Netzwerkplanungstool 
und einem darauf aufsetzenden Kos-
tenmodell. 

Das Model ist in der Lage, flexibel un-
terschiedliche Scenarien hinsichtlich 
Frequenzausstattung, Marktanteil, 
Coverage, Nachfragewachstum in ih-
rer Wirkung auf die Kosten effizienter 
Netzbetreiber zu ermitteln. Die ACCC 
beabsichtigt das Model im Rahmen 
ihrer nächsten Entscheidung zur Mo-
bilfunkterminierung einzusetzen. 

Anhörung des Ausschusses 
für Wirtschaft und Techno-
logie zur TKG Novellierung 

Am 23. Oktober führte der Ausschuss 
für Wirtschaft und Technologie eine 
Anhörung zur anstehenden Änderung 
des TKG durch. Als einer der drei 
wissenschaftlichen Experten beant-
wortete Dr. Karl-Heinz Neumann Fra-
gen der Ausschussmitglieder zum 
vorgesehenen Gesetzesentwurf. Im 
Vordergrund der Anhörung standen 
Fragen zum neuen Paragraf 9a, der 
sich mit der Regulierung neuer Märk-
te befasst. In seinen schriftlichen und 
mündlichen Ausführungen machte Dr. 
Neumann klar, dass nur eine mit dem 
europäischen Regulierungsrahmen 
kompatible deutsche Regelung klare 
Rahmenbedingungen für Investitions-
entscheidungen der Unternehmen 
schaffen könne. Er wandte sich dabei 
insbesondere auch gegen Ausfüh-
rungen von Professor Christian 
Kirchner von der Humboldt Universi-
tät, der in dieser Anhöhrung eine ge-
nerelle Herausnahme neuer Märkte 
und sich entwickelnder Märkte aus 
dem Regulierungsrahmen für europa-
rechtskonform hielt. 

Zur Kontroverse um den Zugang zu 
VDSL machte Dr. Neumann klar, 
dass zwar die Anwendungen weitest-
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gehend von Regulierung freizustellen 
sein sollten, aber auf der Anschluss-
ebene auch durch geeignete Zu-
gangslösungen Wettbewerb geschaf-
fen werden sollte. 

Dr. Neumann brachte als Alternative 
zu einem Verzicht auf Zugangslösun-
gen einen Ansatz ins Gespräch, bei 
Investitionen in neue Infrasstrukture-
lemente einen dem tatsächlichen Ri-
siko entsprechenden Zinssatz vorzu-
sehen. Dieses Konzept ließe sich or-
ganisch in den der Regulierung 
zugrunde liegenden Kostenstandard 
der Kosten der effizienten Leistungs-
bereitstellung einbetten und würde 
dem Investor in neue Netzinfrastruk-
tur geeignete Anreize für seine Inves-
titionen setzen. 

WIK-Consult berät die EETT 
auch im Jahr 2007 
Seit mehr als zwei Jahren berät die 
WIK-Consult die griechische Regulie-
rungsbehörde EETT in der Durchfüh-
rung der Marktanalysen und der Aus-
wahl der Regulierungsinstrumente. 
Die Unterstützung umfasst alle in der 
Kommissionsempfehlung enthaltenen 
Märkte, die für ex ante Regulierung in 
Betracht kommen, mit Ausnahme des 
Marktes 16 (Terminierung auf indivi-
duellen Mobilfunknetzen), den die 
Behörde schon im Jahr 2004 notifi-
ziert hatte. 

WIK-Consult wird auch im Jahr 2007 
die EETT beraten: Nachdem die 
EETT die meisten Märkte notifiziert 
hat, konzentriert sich die Arbeit der 
WIK-Consult nunmehr auf die beglei-
tenden Konsultationen zur getrennten 
Rechnungslegung und Kostenrech-
nung, Preisregulierungsmaßnahmen 
und eine Vielzahl von Implementie-
rungsfragen bezüglich der neuen Re-
gulierungsverfügungen. Südost-
Europa erweist sich damit einmal 
mehr als wichtiges Standbein der 
Auslandsaktivitäten der WIK-Consult. 

Wechsel in der Leitung der 
Abteilung Energiemärkte 
und Energieregulierung 
Der bisherige Leiter der Abteilung 
Energiemärkte und Energieregulie-
rung, Dr. Oliver Helge Franz hat das 
WIK zum 1. November 2006 verlas-
sen, um eine Tätigkeit in der deut-
schen Energiewirtschaft zu überneh-
men. Neuer Leiter der Abteilung wird 
ab dem 1. Januar 2007 Dr. Christian 
Growitsch. Dr. Growitsch hat zuletzt 
die Forschungsgruppe Regulierung 
des Instituts für Wirtschaftsforschung 
in Halle geleitet. Nach seinem Diplom 
an der Universität Lüneburg hat Dr. 
Growitsch seine Dissertation zum 
Thema "Essays on Network Regulati-
on – Theoretical and Empirical Evi-
dence from the Electricity Supply In-
dustry" verfasst. Während dieser Zeit  

hat er am Department für Applied E-
conomies und dem CMI Electricity der 
Cambridge University bei Professor 
David Newberry an Fragen der Ener-
gieregulierung gearbeitet. Wir freuen 
uns mit Herr Dr. Growitsch einen in 
Fragen der Infrastruktur- und Energie-
regulierung erfahrenen Experten für 
unsere Energieabteilung gewonnen 
zu haben. 

Verstärkung der Abteilung 
Post und Logistik 
Am 1. Januar 2007 wird Dr. Martin 
Zauner seine Tätigkeit als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter in der Abtei-
lung Post und Logistik aufnehmen.  

Nach seinem Studium der Volkswirt-
schaftslehre sozialwissenschaftlicher 
Richtung an der Universität zu Köln, 
promovierte Herr Dr. Zauner an der 
Universität Stuttgart. Seine Disserta-
tion zur Regulierung des Schienen-
verkehrsmarktes entstand während 
seiner Tätigkeit als Doktorand beim 
Deutschen Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt e. V. (DLR). Sein For-
schungsschwerpunkt beim DLR lag 
auf wettbewerbs- und regulierungs-
ökonomischen Fragen im Eisenbahn-
verkehr. 

Wir freuen uns auf eine gute Zusam-
menarbeit mit unserem neuen Kolle-
gen. 

 

Wir wünschen allen unseren Lesern 
ein besinnliches Weihnachtsfest und 
ein erfolgreiches neues Jahr 2007. 
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Veröffentlichungen des WIK

In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutz-
gebühr von 15,- € (Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei 
uns bestellt werden.  

Nr. 281: Michael Brinkmann, Dragan Ilic – Technische und ökonomische Aspek-
te des VDSL-Ausbaus, Glasfaser als Alternative auf der (vor-) letzten Meile 
(Oktober 2006) 

Zu einer der relevantesten Entwick-
lungen im deutschen Telekommuni-
kationsmarkt gehört gegenwärtig der 
Ausbau des Teilnehmeranschluss-
netzes mit Glasfaser und die damit 
verbundene Einführung der Übertra-
gungstechnik VDSL. Die Deutsche 
Telekom verlegt zur Zeit in 10 und 
später in 40 weiteren deutschen 
Großstädten Glasfaser im Teilneh-
meranschlussbereich, um auf dieser 
Basis VDSL einzuführen und Triple 
Play-Dienste anzubieten. 

Neben der „klassischen“ auf Kupfer 
basierenden Teilnehmeranschlusslei-
tung findet mit dem Glasfaserausbau 
ein alternatives Übertragungsmedium 
Einzug in das Anschlussnetz. Die vor-
liegende Arbeit diskutiert die mit dem 
VDSL-Ausbau verbundenen struktu-
rellen Veränderungen im Bereich der 
Teilnehmeranschlussleitung und stellt 
die betroffenen Netzelemente im Ein-
zelnen näher dar.  

Es erfolgt außerdem eine Abschät-
zung der Kosten, die durch den 
VDSL-Ausbau getrieben sind. Vor 
dem Hintergrund der jüngst konkreti-
sierten (tariflichen) Ausgestaltung des 
Triple Play-Produktes versucht die 
Arbeit eine Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit des VDSL-Ausbaus 
durchzuführen. Der Fokus richtet sich 
hierbei insbesondere auf die Frage, 
welche kritische Menge an VDSL-
Anschlüssen realisiert werden muss, 
damit die gesamten Kosten des Aus-
baus gerade gedeckt werden und das 
gewählte Geschäftsmodell stabil sein 
kann. 

Die Ergebnisse der Berechnungen 
werfen die Frage auf, ob VDSL nicht 
der neue „Regelanschluss“ wird und 
es mittelfristig nicht die dominante 
Strategie für den Netzbetreiber ist, ei-
ne Migration sämtlicher Produkte und 
Dienste im Teilnehmeranschlussnetz 
hin zu VDSL zu forcieren. Nicht zu-

letzt deshalb ist in diesem Zusam-
menhang längerfristig auch von ei-
nem Übergang hin zu einem All-IP 
Netz zu sprechen.  

Das Anschlussnetz wird von der Mig-
ration hin zu einem All-IP-Netz nicht 
unberührt bleiben und unterliegt in ei-
nem solchen längerfristigen Szenario 
gravierenden Veränderungen. Rele-
vante Zugangsfragen z.B. mit Blick 
auf bestehenden Zugang zum Haupt-
verteiler stellen sich damit neu.  

Ein solches Szenario existiert bereits 
in der Realität: Der Blick in die Nie-
derlande zeigt, dass KPN im Begriff 
ist, ihr gegenwärtiges Telekommuni-
kationsnetz in ein All-IP-Netz migrie-
ren zu lassen. Die Funktionalität be-
stehender Hauptverteiler fällt weg und 
nur etwa jeder sechste Hauptverteiler 
bleibt als Netzknoten mit Konzentrati-
onsfunktion für Breitbandverkehr be-
stehen. 

Nr. 282: Franz Büllingen – Mobile Enterprise-Solutions – Stand und Perspekti-
ven mobiler Kommunikationslösungen in kleinen und mittleren Unternehmen 
(November 2006) 

Nach Meinung vieler Experten kommt 
den mikro- und makroökonomischen 
Effekten von Mobile Enterprise-
Solutions in Unternehmen eine zent-
rale Bedeutung zu. Dies gilt insbe-
sondere für kleine und mittlere Be-
triebe sowie Small Office/Home Office 
(SOHO). 

Durch die Aufrüstung der GSM- und 
UMTS-Netze oder WLAN, durch leis-
tungsfähigere Endgeräte, sinkende 
Kommunikationskosten sowie einen 
intensivierten Dienstewettbewerb ha-
ben die Voraussetzungen für die Ein-
bettung mobiler Lösungen in die Ge-
schäftsprozesse von Unternehmen 
deutlich verbessert. Für mobile Mitar-
beiter spielt es künftig immer weniger 
eine Rolle, ob sie an ihrem Arbeits-

platz oder von unterwegs auf das Int-
ranet ihres Unternehmens zugreifen. 
Nach heutigem Stand werden die 
Kommunikationserfordernisse über-
wiegend noch durch Sprachtelefonie, 
SMS und E-Mail befriedigt. 

Die Untersuchung der Marktstruktur 
zeigt, dass viele Betriebe den Einsatz 
komplexerer, horizontaler Anwendun-
gen für unverzichtbar halten und über 
Mobile Office von unterwegs Termine 
abgleichen, auf Unternehmensdaten 
zugreifen oder neue Aufträge beim 
Kunden mit einem mobilen Endgerät 
erfassen. Mobile Datendienste wer-
den zukünftig ein zentrales Element 
im Vertrieb und im Marketing, in der 
Unternehmensführung sowie bei der 
Informationsbeschaffung sein.  

Mehr noch als von den Aussichten 
auf Kostenersparnis lassen sich KMU 
bei Investitionsentscheidungen von 
Flexibilitätsgewinnen durch die erhöh-
te Mobilität ihrer Mitarbeiter und den 
damit verbundenen Verbesserungs-
möglichkeiten des Customer Relation 
Managements leiten. Innovationen 
durch Mobile Enterprise-Solutions 
kommt eine Schlüsselfunktion zu, mit 
deren Hilfe sich sowohl die Kunden-
beziehung intensivieren, die Verant-
wortlichkeit und Zufriedenheit der 
„mobile worker“ erhöhen als auch die 
Flexibilität der Beschäftigten im Au-
ßendienst optimieren lassen. Um die 
betrieblichen Potenziale in vollem 
Umfang mobilisieren zu können, be-
darf es jedoch einer vollständigen 

     



 

 Newsletter Nr. 65, Dezember 2006 21 

vertikalen Erschließung des Front- 
und des Backends. Die entsprechen-
den Einbettungs- und Anpassungser-
fordernisse stellt eine große Heraus-
forderung dar, die strategische Ent-
scheidungen z. B. über Zugriffrechte, 
externes Know-how von IT-
Spezialisten, ausgiebige Planungen, 
Prozessanpassungen, Mitarbeiter-
schulungen etc. erfordert. Hiervor 
scheuen nicht wenige KMU oder 
SOHO, die stabil laufende Prozesse 

als eines ihrer wichtigsten Assets be-
trachten, in vielen Fällen noch zurück.  

Weitere Herausforderungen bestehen 
etwa im Bereich der Sicherung der 
Verfügbarkeit z. B. bei Datenverlust 
oder Diebstahl von Endgeräten, aber 
insbesondere etwa auch im Bereich 
der IT-Sicherheit (Viren, Ausspä-
hung). Gerade die gefühlte Unsicher-
heit der Kommunikation etwa beim 
mobilen Zugriff auf Unternehmensda-
ten hält viele KMU derzeit noch davon 

ab, die Mobilisierung von Prozess- 
und Wertschöpfungsketten durch-
gängig über alle Stufen voranzutrei-
ben. 

Die Ergebnisse der vorliegenden Stu-
die basieren neben der Auswertung 
von Sekundäranalysen auf einer zu 
Beginn 2006 eigens hierfür durchge-
führten empirischen Datenerhebung 
sowie einer größere Zahl strukturier-
ter Interviews mit Branchenexperten. 

Nr. 283: Franz Büllingen, Peter Stamm – Triple Play im Mobilfunk: Mobiles Fern-
sehen über konvergente Hybridnetze (Dezember 2006) 

Die mobile Nutzung von Fernseh-
diensten ist derzeit ein viel diskutier-
tes Thema sowohl in der Telekom-
munikations- als auch der Medien-
branche. Nachdem die technischen 
Voraussetzungen hybrider Funknetze 
und entsprechender Endgeräte 
Marktreife erlangt haben, treten zahl-
reiche Spieler hervor, die sich in die-
sem entstehenden Marktsegment en-
gagieren möchten. Mit mobilem Fern-
sehen dringt die Medienkonvergenz 
in den Mobilfunk vor und damit treffen 
die z.T. unterschiedlichen Interessen 
und Geschäftsmodelle von öffentlich-
rechtlichen und privaten Rundfunk-
anbietern und Mobilfunkunternehmen 
aufeinander. Der größte Engpass für 
diesen neuen Dienst besteht bei den 
Frequenzressourcen, denn es kon-
kurrieren weitere Rundfunk- und Te-
lekommunikationsdienste mit dem 
mobilen Fernsehen bei der künftigen 
Nutzung der digitalen Dividende. 

In diesem Papier werden die beiden 
aussichtsreichsten marktreifen Tech-
nologien für mobiles Fernsehen DVB-
H und T-DMB, die sich hinsichtlich 

entscheidender Faktoren wie der ma-
ximalen Programmanzahl und den 
genutzten Frequenzbereichen unter-
scheiden, verglichen. Auf Basis der 
Auswertung von Pilotprojekten wird 
eine Analyse der potenziellen Nach-
frage nach mobilen Fernsehdiensten, 
der Nutzeranforderungen an die 
Dienstequalität, an die Inhalte und an 
die Endgeräte sowie der Marktvolu-
mina und Zahlungsbereitschaften 
durchgeführt. Anschließend wird dar-
gestellt, welche Akteure sich darum 
bemühen, künftig die Nachfrage nach 
mobilen Fernsehdiensten zu bedie-
nen und welche konkreten Motive und 
einschlägigen Ressourcen sie besit-
zen. Anhand der Wertschöpfungsket-
te mobiler Fernsehdienste werden die 
unterschiedlichen Geschäftsmodelle 
der potenziellen Marktakteure disku-
tiert. 

Im Weiteren wird der gegenwärtig 
größte Engpass für das Angebot mo-
biler Fernsehdienste, die Verfügbar-
keit von spektralen Ressourcen, be-
handelt. Zudem werden die Implikati-
onen der Rundfunkregulierung in 

Deutschland für das bundesweite An-
gebot von mobilen Fernsehdiensten 
aufgezeigt. Um die deutsche Entwick-
lung im internationalen Kontext ein-
zuordnen, werden Erfahrungen aus 
Italien, dem ersten Land in Europa 
mit mobilen Fernsehdiensten im DVB-
H-Standard sowie aus Finnland, wo 
gegenwärtig das Geschäftsmodell ei-
nes unabhängigen Mobile TV Provi-
ders umgesetzt wird, skizziert. 

Das Papier schließt mit dem Resü-
mee, dass erst die Marktentwicklung 
zeigen wird, welche der beiden Tech-
nologien sich langfristig durchsetzen 
wird oder ob es zu einer dauerhaften 
Koexistenz beider Standards kom-
men wird. Von allen Geschäftsmodell-
varianten zeichnet sich eine Überle-
genheit des Modells eines unabhän-
gigen Mobile TV Providers ab. Dies 
wirft jedoch wettbewerbsrechtliche 
Fragen auf, für die kurzfristig zufrie-
denstellende Antworten gefunden 
werden müssen, um diesen Zu-
kunftsmarkt umfassend erschließen 
zu können. 

Nr. 284: Mark Oelmann, Sonja Schölermann – Die Anwendbarkeit von Ver-
gleichmarktanalysen bei Regulierungsentscheidungen im Postsektor 
(Dezember 2006) 

Vergleichsmarktanalysen werden für 
Regulierungsentscheidungen in vie-
len regulierten Netzwerkindustrien he-
rangezogen. Zum Teil begründen 
diese Vergleichsmarktanalysen Regu-
lierungsentscheidungen unmittelbar, 
zum Teil untermauern sie diese ledig-
lich bzw. helfen, die eingereichten In-
formationen regulierter Unternehmen 
zu hinterfragen. Vergleichsmarktana-
lysen können folglich sehr verschie-
dene Ausprägungen haben: Auf der 
einen Seite die sehr formalisierte Y-

ardstick Competition, auf der anderen 
Seite das weniger formalisierte 
Benchmarking. Ziel dieses Diskussi-
onsbeitrags ist es, mögliches Aus-
baupotential für Vergleichsmarktana-
lysen im Postsektor zu untersuchen. 
Die ökonomische Analyse kommt 
zum Ergebnis, dass das Konzept der 
Yardstick Competition als Methode 
zur Postmarktregulierung ungeeignet 
ist: Es gibt schlicht keine hinreichen-
de Anzahl geeigneter Vergleichsun-
ternehmen. Daher untersucht die vor-

liegende Studie konkrete Anwen-
dungsmöglichkeiten für weniger for-
malisierte Formen des Benchmarking.  

Zunächst analysiert die Studie die 
theoretischen Grundlagen von Ver-
gleichsmarktanalysen, ihre Veranke-
rung im deutschen Postrecht sowie 
bisherige Anwendungen von Ver-
gleichsmarktanalysen in der Be-
schlusspraxis der Bundesnetzagen-
tur. Es folgt ein Exkurs zur prakti-
schen Umsetzung von Yardstick 
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Competition in der englischen Was-
sermarktregulierung. Er gibt Anre-
gungen für die Weiterentwicklung von 
weniger formalisierten Formen des 
Benchmarking in der Postregulierung. 

Auf dieser Grundlage diskutiert die 
Studie das konkrete Ausbaupotential 
von Vergleichsmarktanalysen für die 
Postmarktregulierung in Deutschland. 
Hier werden Benchmarking-Methoden 
für drei verschiedene Anwendungs-
möglichkeiten diskutiert: Erstens kön-
nen Vergleichsmarktuntersuchengen 
bei der Zuweisung von Produkten zu 
Körben im Zuge der Preisobergren-
zenregulierung eingesetzt werden. 
Zweitens können Preisstrukturver-
gleiche ein normales Preisbenchmar-
king ergänzen; die Anwendung dieser 

Preisstrukturvergleiche bietet sich 
insbesondere für die Bestimmung von 
Teilleistungsentgelten an. Die Metho-
de der Preisstrukturvergleiche kann 
auch Indizien liefern, ob einzelne 
Entgelte Abschläge enthalten, die 
Wettbewerber missbräuchlich beein-
trächtigen. Drittens bieten sich unter-
schiedliche Formen des Benchmar-
kings an, um Produktivitätsfort-
schrittsraten zur Anwendung in der 
Preisobergrenzenregulierung zu be-
stimmen. Die Studie unterscheidet 
dabei Methoden zur Bestimmung des 
erwarteten Produktivitätsfortschritts 
unmittelbar nach der Liberalisierung 
(„besonderes Aufholpotential“) einer-
seits und des „gewöhnlichen Produk-
tivitätsfortschritts“ andererseits. Für 

den ersten Fall steht der Vergleich  
der Entwicklung totaler Faktorproduk-
tivitäten in liberalisierten Netzindust-
rien im Mittelpunkt. Für den zweiten 
Fall bieten so genannte „Nature-of-
Work-Modelle“ die Möglichkeit, Ver-
gleichsmarktanalysen auch ohne um-
fangreiche Informationen über andere 
Postunternehmen durchzuführen: Der 
Vergleichsmaßstab sind hier Bran-
chen, die schon immer im Wettbe-
werb standen. Mit dieser Methode 
können typische Probleme der Ver-
gleichsmarktanalyse im Postsektor 
(sehr geringe Zahl von Vergleichsun-
ternehmen, geringe Wettbewerbsin-
tensität der Vergleichsmärkte) über-
wunden werden. 

Nr. 285: Iris Böschen – VoIP im Privatkundenmarkt – Marktstrukturen und  
Geschäftsmodelle (Dezember 2006) 

 

Seit dem Jahr 2004 werden privaten 
Endverbrauchern in Deutschland zu-
nehmend Telefondienste auf Basis 
des Internet Protokolls (VoIP) ange-
boten. Während zunächst etwa 40 
Telekommunikationsanbieter auf die-
sem Markt aktiv wurden, ist diese An-
zahl bis zum November 2006 auf 
mehr als 80 Anbieter gestiegen. Pa-
rallel zu dieser Entwicklung sind die 
Telefonminuten im Festnetzbereich 
im Zeitraum der vergangenen zwei 
Jahre um 5 % gesunken. Der Anstieg 
der Mobilfunkminuten in diesem Zeit-
raum kompensiert diesen Rückgang 
jedoch nicht. Es stellt sich die Frage, 
ob VoIP neben der Festnetz- und der 
mobilen Telefonie als weitere Alterna-
tive der Telefonie wahrgenommen 
wird oder die Festnetztelefonie gar 
substituieren wird. 

Die technischen Probleme, mit denen 
VoIP behaftet war, konnten in den 
vergangenen beiden Jahren überwie-
gend ausgeräumt werden. Nach wie 
vor ungeklärt sind auf dem deutschen 
Markt Fragen hinsichtlich der Preisre-
gulierung, z. B. der Terminierungs-
entgelte. Sowohl auf der EU-Ebene 

als auch auf Bundesebene wird wei-
terhin eine zurückhaltende regulatori-
sche Strategie hinsichtlich VoIP ver-
folgt, so dass der VoIP-Markt im Ver-
gleich zu 2004 weniger Restriktionen 
unterliegt.  

Die Marktanalyse hat gezeigt, dass 
der VoIP-Anbietermarkt weiterhin im 
Wachstum begriffen ist. Die Markt-
struktur ist sowohl durch unterschied-
liche Anbietertypen als auch VoIP-
Geschäftsmodelle gekennzeichnet. 
Neben Peer-to-Peer-Anbietern betäti-
gen sich sowohl ITSP als auch ISP, 
integrierte Telekommunikationsunter-
nehmen sowie TV-Kabelunternehmen 
auf dem Markt. Die Geschäftsmodelle 
der Anbieter unterscheiden sich darin, 
ob VoIP mit Verbindungsleistung in 
PSTN und mobile Funknetze angebo-
ten wird oder ob ausschließlich Tele-
fonate zwischen Internetnutzern an-
geboten werden. Darüber hinaus wird 
VoIP teilweise explizit als stand alo-
ne-Produkt vermarktet und teilweise 
ausschließlich als Bestandteil eines 
Produktbündels. Generell ist eine 
Tendenz zu flatrate-Angeboten beob-
achtbar. Während die ITSP versu-

chen, weitere Kunden zu gewinnen, 
indem sie mit Betreibern lokaler 
WLAN-Funknetze und Mobilfunkan-
bietern kooperieren, vermarkten ISP 
VoIP eher als add on-Produkt neben 
dem DSL-Anschluss und anderen IP-
basierten Produkten. Auch die integ-
rierten Telekommunikationsunter-
nehmen, deren Festnetzumsätze un-
ter Druck stehen, nehmen die die 
veränderten Charakteristika der Tele-
fonie wahr und bieten VoIP – aller-
dings ausschließlich im Produktbün-
del – und teilweise nur implizit an.  

Abschließend wird anhand eines Ta-
rifvergleiches gezeigt, dass VoIP-
Nutzer nach wie vor ausschließlich 
bei Telefonaten in das Ausland einen 
Preisvorteil realisieren können. Call-
by-Call-Anbieter bieten günstigere 
Festnetz- und Mobilfunktarife an als 
VoIP-Anbieter. Vor diesem Hinter-
grund ist zunächst nicht davon aus-
zugehen, dass die Nutzer die öffent-
lich geschaltete Telefonie vollständig 
durch VoIP substituieren werden.  
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In der Reihe "WIK Proceedings" (ISSN 1431-066X) werden ausgewählte Beiträge von Workshops 
und Konferenzen des Instituts veröffentlicht. Die jeweiligen Bände können zum Preis von 40,- € zzgl. 
Mehrwertsteuer bei uns bestellt werden.  

Proceeding Nr. 11: Alex Dieke, Antonia Niederprüm (Eds.) – Regulating Postal 
Markets – Harmonised Versus Country-Specific Apporaches. 
Papers presented at the 8th Königswinter Seminar, 
Königswinter 16-18 February 2004: 

Im Februar 2004 fand das 8th König-
swinter Postal Seminar des WIK zum 
Thema “Regulating Postal Markets – 
Harmonised Versus Country-Specific 
Approaches” statt. Der Konferenz-
band enthält die Beiträge, die wäh-
rend des Workshops präsentiert wur-
den. In Europa stecken die Post-
dienste-Richtlinien einen Rahmen, in-
nerhalb dessen die Mitgliedstaaten 
einigen Spielraum zur Umsetzung na-
tionaler Zielsetzungen haben. In den 
USA und im asiatisch-pazifischen 
Raum wurden in der Postpolitik sehr 
unterschiedliche Wege eingeschlagen 
und Entwicklungsländer stehen in der 
Postpolitik vor gänzlich anderen Her-
ausforderungen. Vor diesem Hinter-
grund trafen sich auf dem Workshop 
Vertreter von Wissenschaft, Politik 
und Postunternehmen, um Hearusfor-
derungen und Erfahrungen der Post-
politik und –regulierung in unter-

schiedlichen Ländern und Kontinen-
ten zu diskutieren. Der Band enthält 
im folgende Beiträge: 

• Robert H. Cohen et al.: The Role 
of Scale Economies in the Cost 
Behavior of Posts 

• Bruno Spadoni and Vincenzo 
Visco Comandini: Specific Chal-
lenges of Postal Regulation in 
Low-Volume Postal Markets 

• Paul Waterschoot: Diverging 
Regulatory Approaches in the 
EU. The Future Role of Harmoni-
sation  

• Alex Dieke: Postal Regulation in 
the EU Accession Countries. Re-
cent Developments  

• Isabelle Huynh-Segni: Postal 
Regulatory Frameworks in De-
veloping Countries  
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